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Es bedarf keiner näheren Erläuterung, daß bei der extremen
Belastung, wie sie in fast allen Bundesländern besteht, eine
zeitnahe und alle Erfolgsmöglichkeiten ausschöpfende Erledi-
gung der Vollstreckungsaufträge nicht machbar ist, obwohl
die Gerichtsvollzieher weit über die normale Arbeitszeit hin-
aus tätig sind. Für die Gläubiger bedeutet dies zum Teil lange
Wartezeiten und unbefriedigende Ergebnisse; für die Ge-

Bundesland Vorh.
Arbeits-
pensen
1994

Tätig
gewe-
sene
GV
1994

Fehlende
GV
1994

Belastung
in %
1994

Baden-Württemberg
Bayern
Berlin
Brandenburg
Bremen
Hamburg
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thüringen

706,50
710,36
261,17
128,56
52,30

127,33
377,79
70,39

510,13
1183,73
276,06
71,16

193,45
131,87
166,05
134,86

441,00
519,50
196,00
56,00
36,00
99,00

286,25
64,00

402,40
907,69
177,00
60,00

152,00
82,00

150,00
73,00

265,50
190,86
65,17
72,56
16,30
28,33
91,54
6,39

107,73
276,04
99,06
11,16
41,45
49,87
16,05
61,86

160,2
136,7
133,3
229,6
145,3
128,6
132,0
110,0
126,8
130,4
156,0
118,6
127,3
160,8
110,7
184,7

Deutschland: 5101,70 3701,84 1399,86 137,8

a) Überlastete Gerichtsvollzieher, unzureichende Gebüh-
ren, aber in den Kassen der Länder kein Geld für neue
Planstellen

Die Geschäftsbelastung der Gerichtsvollzieher strebt
einem neuen Höhepunkt zu und erreicht in einzelnen Bundes-
ländern Zahlen, wie sie in den letzten 25 Jahren nicht vorge-
kommen sind1). Die nach dem geltenden Pensenschlüssel2) er-
rechneteDurchschnittsbelastung erreichte im Jahr 1994 eine
Skala von 110 v. H. bis 229,6 v. H., wobei sie in den neuen
Bundesländern noch eine Folge der Wiedervereinigung dar-
stellt, weil dort der Justizaufbau in personeller Hinsicht noch
nicht abgeschlossen ist. In den alten Bundesländern ist aber
eindeutig die Bewilligung neuer Planstellen weit hinter dem
Bedarf zurückgeblieben.

Für die gesamte Bundesrepublik ergibt sich für die Bela-
stung der Gerichtsvollzieher folgendes Bild3):

Kostendeckung in der Zwangsvollstreckung
Verursacherprinzip als Maxime für Gebührengestaltung

Von Justizamtmann Bernd Winterstein, Amtsgericht Augsburg/Bayerische Justizschule Pegnitz

D E Z E M B E R 1 9 9 5 · 1 1 0 .  J A H R G A N G ·  N R . 12/95

1) Siehe die Darstellung in DGVZ 1988, S. 112 ff. für die Jahre
1971 bis 1986 sowie die Übersichten für die folgenden Jahre jeweils
auf Seite 143 der DGVZ.

2) Nach dem bereits im Jahre 1962 unter Berücksichtigung der
damaligen Arbeitszeit festgelegten Pensenschlüssel gelten jeweils als
ein Arbeitspensum:

9 600 persönliche Zustellungen
12 000 Postzustellungen
4 800 Protestaufträge
2 000 Zwangsvollstreckungsaufträge
6 000 Vorpfändungen
3 600 Aufträge der Justizbehörden

3) Die Berechnung beruht auf den Zahlen der Übersicht in
DGVZ 1995, S. 143.
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richtsvollzieher aber weitgehenden Verzicht auf Freizeit und
einen ihre Gesundheit gefährdenden Mangel an Erholungs-
phasen, der eine eklatante Verletzung der Fürsorgepflicht ihrer
Dienstherren darstellt.

Trotz dieser unhaltbaren Situation werden in den Landes-
haushalten keine oder nur in unzureichendem Maße neue
Planstellen für Gerichtsvollzieher geschaffen. Begründet wird
dies zumeist mit dem Argument der leeren Kassen. Aber gera-
de dafür haben die Gerichtsvollzieher kein Verständnis, solan-
ge der Staat ihre Dienste den Parteien zu Sozialpreisen zur
Verfügung stellt. Ein Schuldner, gegen den ein vollstreckbarer
Schuldtitel über 1000,– DM vorliegt und der mit seiner Zah-
lung wartet, bis der Gerichtsvollzieher bei ihm erscheint, zahlt
gerade mal 15,– DM Gebühren. Das ist kein Betrag, der den
Arbeitsaufwand des Gerichtsvollziehers deckt und auch kein
Betrag, der den Schuldner abschreckt. Dafür wird ihm die zu
zahlende Summe ordentlich ausgerechnet, eine Quittung er-
teilt und der Weg zur Bank oder Post erspart, wo er allein für
die Überweisung schon 10,– DM hätte zahlen müssen4).
Gewiß entstehen die gleichen Kosten auch bei niedrigeren Be-
trägen. Wer aber niedrigere Beträge nicht zahlt oder sich um
deren (ggf. ratenweise) Regulierung nicht bemüht, ist auch
nicht zu bedauern, wenn er mit höheren Kosten belastet wird.
Bei erfolgloser Vollstreckung beträgt die Gebühr bei Beträgen
bis zu 1 000,– DM nur 10,– DM und wird zunächst vom Gläu-
biger getragen, der sich oft zu wenig darum kümmert, mit
wem er Verträge abschließt und nicht verlangen kann, daß die
hierauf von ihm eingeleiteten Maßnahmen zum Sozialtarif er-
folgen. Einem bedürftigen Gläubiger steht dagegen immer die
Möglichkeit offen, auch für die Zwangsvollstreckung Prozeß-
kostenhilfe zu beantragen.

Angesichts ohnehin zu niedriger Gebühren ist es auch nicht
verständlich, daß gem. § 15 GVKostG bei gleichzeitiger Erle-
digung mehrerer Vollstreckungsaufträge gegen denselben
Schuldner die Gebühr nach dem zusammengerechneten Wert
nur einmal erhoben wird5). Dies hat z. B. das groteske Ergeb-
nis zur Folge, daß e i n Vollstreckungsauftrag gegen einen
Schuldner, wenn die Vollstreckung erfolglos bleibt, eine Ge-
bühr von 10,– DM auslöst; werden zur gleichen Zeit aber
f ü n f Vollstreckungsaufträge gegen denselben Schuldner
über je 200,– DM erledigt, so entsteht auch nur e i n e Gebühr
von 10,– DM, so daß jedem der beteiligten Gläubiger eine an-
teilige Gebühr von 2,– DM in Rechnung gestellt wird, obwohl
hierzu f ü n f verschiedene Sonderakten angelegt werden, der
Schuldner mit f ü n f verschiedenen Vollstreckungssachen be-
kannt gemacht und jeweils zur Zahlung aufgefordert werden
muß und auch f ü n f verschiedene Gläubiger von dem Voll-
streckungsergebnis unterrichtet werden müssen. Ähnlich sind
die Beträge und Ausfälle bei höheren Werten. Nimmt man ein-
mal an, daß bei den in Deutschland tätigen 3700 Gerichtsvoll-
ziehern pro Arbeitstag6) durch die Anwendung des § 15
GVKostG durchschnittlich ein Ausfall von je nur 30,– DM
entsteht, so verzichten die Länder jährlich auf Gebühren von
insgesamt 22 206 000,– DM. Das ist eine Rabattgewährung,
die angesichts der gegebenen Situation nicht gerechtfertigt ist.

Absolut unzureichend sind auch die Gebühren für die Voll-
streckung von Räumungs- und Wegnahmeurteilen. Eine Räu-

mungsgebühr von 40,– DM, dazu noch ohne Rücksicht darauf,
ob es sich um eine Garage, ein ganzes Haus oder ein Fabrikge-
bäude handelt, ist unzureichend. Da schafft auch die gem. § 24
Abs. 2 GVKostG zu erhebende Zeitgebühr von 20,– DM für
jede weitere Stunde keinen Ausgleich. Für jeden der beteilig-
ten Hilfskräfte stellt das für die Räumung herangezogene
Transportunternehmen pro Stunde mehr als das Doppelte in
Rechnung. Es spricht nichts dagegen, die Räumung genauso
zu behandeln wie die Pfändung, eine Wertgebühr nach der
Jahresmiete zu bestimmen und diese Gebühr für jede weitere
Stunde um einen angemessenen Stundensatz zu erhöhen7). Die
Feststellung der Jahresmiete ist unproblematisch, da sie für die
von dem Gläubigervertreter berechnete Auftragsgebühr, die
der Gerichtsvollzieher von dem Schuldner einziehen soll, oh-
nedies ermittelt werden muß. Entsprechend wäre die Gebühr
für die Rücknahme oder Einstellung des Räumungsauftrages
zu gestalten. Die Vorbereitung einer Räumung mit Benach-
richtigung von Gläubiger, Schuldner und Ordnungsamt sowie
Beauftragung der Spedition mit nur 5,– DM (§ 25 Abs. 1
GVKostG) abzugelten, geht völlig an der Realität vorbei.

Nicht anders verhält es sich bei der Wegnahmevollstrek-
kung, für die § 22 GVKostG eine Gebühr von 20,– DM zuzüg-
lich Zeitzuschlägen vorsieht, falls die Wegnahme mehr als
eine Stunde in Anspruch nimmt. Auch hier wird die Gebühr
von 20,– DM ohne Ansehung des Gegenstandes erhoben. Es
kostet also z. B. die Wegnahme eines Fahrrades dasselbe wie
die Wegnahme eines Lastzuges. Alle Einwände, die gegen die
Einführung einer Wertgebühr bezüglich der Wertfeststellung
erhoben werden, sind nicht stichhaltig8).

Für die äußerst arbeitsintensive Zustellung unter Mitwir-
kung der Post wird nach geltendem Recht gem. § 16 Abs. 2
GVKostG eine Gebühr von 2,50 DM erhoben; ein absolutes
Minusgeschäft. Selbst wenn man den völlig unrealistischen,
weil den Arbeitsaufwand ebenfalls nicht ausreichend berück-
sichtigenden Pensenschlüssel anwendet, der 12 000 Zustel-
lungen pro Jahr (60 pro Arbeitstag!) als ein Pensum unterstellt,
ergäbe ein reines Zustellungspensum eine Jahreseinnahme
von 30 000,– DM. Damit kann aber kein Gerichtsvollzieher
samt Geschäftszimmer und Schreibkraft finanziert werden,
auch dann nicht, wenn in der einen oder anderen Sache noch
Schreibauslagen anfallen. Kostendeckend wäre für die Staats-
kasse ein Betrag von 8,00 DM für jede Postzustellung. Damit
könnte der Gerichtsvollzieher besoldet und ihm auch der für
ein Normalpensum erforderliche Gebührenanteil zur Abgel-
tung seiner Bürokosten gewährt werden. Bei rd. 2 Millionen
Postzustellungen ergäbe dies für die Länder Mehreinnahmen
von insgesamt rd. 11 000 000,– DM, ohne daß damit die Par-
teien überfordert wären.

b) Die Einführung des Verursacherprinzips bei den
Kosten der Zwangsvollstreckung

Die deutsche Justiz ist traditionell ein Zuschußbetrieb und
ein schlecht bedachter obendrein. Es ist zumindest seit 1945
kaum eine Zeit auszumachen, in der sie mit Personal und
Sachmitteln wirklich ausreichend ausgestattet war. Daß sie
sich voll aus den Gebühren für die von ihr durchgeführten
Verfahren und Dienstleistungen finanziert, ist kaum möglich,
da insbesondere das oft über mehrere Instanzen gehende Er-
kenntnisverfahren auch der Rechtsentwicklung und Rechts-
fortbildung dient, so daß eine völlige Überwälzung aller Ko-
sten auf die Verfahrensbeteiligten unbillig wäre. Allerdings
sollte dies für die Haushaltsgesetzgeber ein Grund sein, die Ju-
stiz stärker als bisher aus Steuereinnahmen zu bedenken. Daß

4) Immerhin ziehen die Gerichtsvollzieher der Bundesrepublik
Deutschland im Jahr die stattliche Summe von rd. 2,5 Milliarden DM
ein (vgl. DGVZ 1995, S. 143). Das sind Beträge, die sich nicht bei So-
zialhilfeempfängern holen lassen.

5) Hierzu sieheSeip, DGVZ 1991, S. 65;Paschold, DGVZ 1992,
S. 169 undWinterstein, DGVZ 1993, S. 26, jeweils mit weiteren
Nachweisen.

6) Es wird hierbei von 200 Arbeits-/Vollstreckungstagen pro Jahr
ausgegangen, was 3.701× 30,– DM× 200 = 22 206 000,– DM ergibt.

7) Siehe auchSeip in DGVZ 1991, S. 60 (70).
8) Hierzu sieheSeip, DGVZ 1991, S. 60 (69/70).
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für die im klassischen Sinne elementarsten Aufgaben des Staa-
tes kein Geld da sein soll, ist auf Dauer nicht hinnehmbar.

Wo allerdings die Justiz als Dienstleister auftritt, etwa in
Grundbuch- und Registersachen, sollten kostendeckende Ge-
bühren erhoben werden und sie sind es in diesen Bereichen
wohl auch, da die Kostenordnung auch für Notare gilt, die
zwangsläufig kostendeckend arbeiten müssen.

Dasselbe muß auch für die Zwangsvollstreckung durch den
Gerichtsvollzieher gelten. Er wird nur von einem verhältnis-
mäßig geringen Teil der Bevölkerung in Anspruch genommen
und sollte hierfür Gebühren erheben können, mit denen so-
wohl die Besoldung als auch die Kosten der Geschäftszimmer
und Schreibhilfen der Gerichtsvollzieher abgegolten werden
können. Es ist nicht einsehbar, daß hierfür die von der Allge-
meinheit aufgebrachten Steuergelder verausgabt werden.
Letzteres könnte nur zu einem geringeren Teil gerechtfertigt
sein, da der Gerichtsvollzieher zu einem funktionierenden
Staatswesen gehört und allein schon durch die Tatsache seiner
Existenz vorbeugend wirkt und potentielle Schuldner zur Zah-
lung anhält, was im allgemeinen Interesse liegt.

Im wesentlichen sollten die durch die Tätigkeit des Ge-
richtsvollziehers entstehenden Kosten jedoch von den Voll-
streckungsbeteiligten aufgebracht werden9).

Diese Tendenz war vor 20 Jahren auch noch erkennbar,
wie aus der Begründung des vom Bundesrat (Drucksache 71/
74) am 25. 1. 1974 eingebrachten und mit Drucksache 7/2016
vom 22. 4. 1974 von der Bundesregierung dem Bundestag zu-
geleiteten Gesetzentwurfs hervorgeht, die hinsichtlich des Ge-
richtsvollzieherkostengesetzes wie folgt lautet10):

„Mit den Vorschlägen auf Erhöhung von Gebühren wird bezweckt,
wieder ein angemessenes Verhältnis zwischen den durch die Ge-
richtsvollzieher erbrachten Leistungen des Staates und den dafür zu
erhebenden Gebühren herzustellen und den Zuschuß, den die Län-
der seit Jahren in steigendem Umfang für das Gerichtsvollzieher-
wesen leisten, zu vermindern. Die Erhöhungen gehen über das An-
gemessene nicht hinaus. Es ist auch zu berücksichtigen, daß die Ge-
bühren des Gerichtsvollzieherkostengesetzes seit 1957 unverän-
dert geblieben sind. Eine Übersicht über die Entwicklung der Ein-
nahmen aus dem Gerichtsvollzieherkostengesetz auf der einen
Seite und der Höhe der den Gerichtsvollziehern überlassenen Ge-
bührenanteile und der Besoldung der Gerichtsvollzieher auf der an-
deren Seite enthält die Anlage 2. Während im Jahre 1961 die Ein-
nahmen aus dem Gerichtsvollzieherkostengesetz nach Abzug der
den Gerichtsvollziehern überlassenen Gebührenanteile noch unge-
fähr ausreichten, um die Besoldung zu decken, ergab sich 1972 ein
Fehlbetrag von 38 Millionen DM. Dabei bringen die Beträge der
Gebührenanteile und der Besoldung nur einen Teil der vom Staat
für das Gerichtsvollzieherwesen erbrachten Leistungen zum Aus-
druck. Andere Teile betreffen z. B. die Ausbildung und Prüfung der
Tätigkeit der Gerichtsvollzieher. Angesichts der gestiegenen Ko-
sten für das von den Gerichtsvollziehern zu unterhaltende Büro rei-
chen die den Gerichtsvollziehern dafür überlassenen Gebührenan-
teile nicht mehr aus. Mehrere Landesjustizverwaltungen bemühen
sich um eine Zustimmung zur Erhöhung der Anteile. Von den zu er-
wartenden Mehreinnahmen wird nur ein Teil bei den Ländern ver-
bleiben; ein anderer Teil wird den Gerichtsvollziehern zufließen.“

Die in dieser Begründung erwähnte und nachfolgend abge-
druckte Anlage 2 macht deutlich, daß in den Jahren 1961 bis
1963 einige Bundesländer aus den vereinnahmten Kosten der
Gerichtsvollzieher deren Besoldung und Geschäftszimmer mit
Hilfskraft decken konnten und sogar noch einen Überschuß er-
zielten, während andere Länder (gemessen an den heutigen
Summen) nur verhältnismäßig geringe Zuschüsse aufbringen
mußten.

Drucksache 7/2016 Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode

Anlage 2
Zusammenstellung der Einnahmen und Ausgaben

im Gerichtsvollzieherwesen

An seine früher vertretene Auffassung sollte der Gesetzge-
ber wieder anknüpfen und bei der beabsichtigten Überarbei-
tung des Gerichtsvollzieherkostengesetzes die Gebühren so
anheben, daß eine Kostendeckung zumindest insoweit eintritt,
daß die Besoldung und die Geschäftszimmer der Gerichtsvoll-
zieher aus den vereinnahmten Kosten finanziert werden kön-
nen. Die Tatsache, daß der Staat die Selbsthilfe (Faustrecht)
verbietet und zur Gewährleistung des Rechtsfriedens ein Mo-
nopol auf Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen hat,
dürfte dem nicht im Wege stehen. Wenn dies ein Hinderungs-
grund wäre, dürften z. B. auch Bahn und Post, die Beförde-
rungsmonopole haben, keine kostendeckenden Preise fordern,
was sie nach der Privatisierung allerdings in die Pleite treiben
würde.

Es ist nicht einsichtig, warum gerade bei den Kosten, die
dem Staat zustehen, Einschränkungen gemacht werden, wäh-
rend der Kostenschuldner die Kosten der sonstigen Beteiligten
(RA-Kosten, Inkassokosten, Transportkosten usw.) in voller
Höhe bzw. kostendeckend zu tragen hat. Soweit der Gläubiger
für die Kosten aufzukommen hat, handelt es sich weitgehend
um immer wiederkehrende Großgläubiger (Banken, Versiche-
rungen, Versandhäuser), die nicht gerade mittellos sind, so daß
es für den Steuerzahler schwer nachvollziehbar ist, daß die
Zwangsvollstreckung aus Steuermitteln subventioniert wird.
Schließlich würden auch diese Großgläubiger wohl gerne
etwas höhere Gebühren zahlen, wenn mit den Mehreinnahmen
der Mangel an Gerichtsvollziehern beseitigt wird und als Ge-

   Jahr
Land

Einnahmen
an

GVKosten

Ausgaben

Überschuß (+)
oder

Zuschuß (–)

= %
von 2

überlassene
Gebühren-
anteile und
Auslagen

Besoldung
der GVollz.

1 2 3 4 5

1961

Bayern . . . . . . . . . . . . . 6 158 740 3 599 105 3 237 588 – 677 95311,0

Hamburg . . . . . . . . . . . 2 453 513 1 438 373 831 384 + 183 7567,5

Hessen . . . . . . . . . . . . . 3 888 800 2 511 442 1 660 980 – 283 6227,3

Niedersachsen . . . . . . . 6 253 209 4 135 130 2 585 003 – 466 9247,5

Nordrhein-Westfalen. . 17 486 216 11 474 655 5 153 213 + 858 3484,9

Saarland. . . . . . . . . . . . 1 374 554 823 708 382 825 + 168 02112,2

Schleswig-Holstein . . . 2 114 336 1 458 310 999 600 – 343 57416,2

1962

Bayern . . . . . . . . . . . . . 6 277 717 3 679 905 3 475 665 – 877 85314,0

Hamburg . . . . . . . . . . . 2 562 294 1 496 794 872 794 + 192 7067,5

Nordrhein-Westfalen. . 17 683 422 11 809 201 6 092 435 – 218 2141,2

Saarland. . . . . . . . . . . . 1 771 158 1 183 941 478 569 + 108 6486,1

Schleswig-Holstein . . . 2 241 255 1 547 778 1 005 900 – 312 42313,9

1963

Baden-Württemberg . . 6 450 199 4 227 001 3 372 743 – 1 149 54517,8

Bayern . . . . . . . . . . . . . 6 914 608 4 393 032 3 603 600 – 1 082 02415,6

Berlin. . . . . . . . . . . . . . 3 410 618 1 975 610 1 205 960 + 229 0496,7

Hamburg . . . . . . . . . . . 2 864 267 1 773 452 935 607 + 155 2085,4

Nordrhein-Westfalen. . 19 874 860 14 110 196 6 986 512 – 1 221 8486,1

Rheinland-Pfalz. . . . . . 3 681 766 2 405 373

Saarland. . . . . . . . . . . . 1 806 567 1 218 731 498 642 + 89 1944,9

Schleswig-Holstein . . . 2 539 792 1 785 408 1 048 600 – 294 21611,6

9) Mit Recht hat der Vertreter der Rechtsanwaltskammer des
Saarlandes, JustizratDr. Müller, anläßlich des Bundesvertretertages
des Deutschen Gerichtsvollzieherbundes daraufhingewiesen, daß es
möglich sein müsse, Gerichtsvollzieher in ausreichender Zahl zur
Verfügung zu stellen und sie durch kostendeckende Gebühren zu fi-
nanzieren (DGVZ 1995, S. 129 (130)). Auch in den westlichen Nach-
barländern, in denen die Gerichtsvollzieher freiberuflich arbeiten und
auf die von ihnen vereinnahmten Gebühren angewiesen sind, sind die
Gebühren kostendeckend gestaltet.

10) Auszug aus Bundestags-Drucksache Nr. 7/2016, S. 97/98.
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genleistung eine wirkungsvollere und zügigere Zwangsvoll-
streckung erfolgt.

c) Was kostet ein Gerichtsvollzieher und was müßten die
Gerichtsvollzieher an Gebühren vereinnahmen?

Die Gerichtsvollzieher werden nach den Besoldungsgrup-
pen A 8 bis A 9 Z besoldet und erhalten im Durchschnitt Ge-
hälter einschließlich Sonderzuwendung von jährlich ca.
57 000,– DM brutto11). Zur Abgeltung ihrer Bürokosten ein-
schließlich einer Halbtagskraft erhalten sie eine Entschädi-
gung, die für das Normalpensum z. Zt. 37 900,– DM pro Jahr
beträgt.

Nach den vorliegenden Zahlen für Bayern und Hessen
haben die Gerichtsvollzieher in diesen beiden Ländern im Jahr
1994 an Gebühren durchschnittlich 51 812,– DM verein-
nahmt12). Die den Gerichtsvollziehern von den vereinnahmten
Gebühren außer der Vollstreckungsvergütung gem. § 49
BBesG zur Abgeltung ihrer Bürokosten neben den verein-
nahmten Schreibauslagen13) zu überlassenden Gebührenantei-
le werden jährlich so festgesetzt, daß sie die der Belastung ent-
sprechenden Bürokosten decken. Der danach verbleibende
Betrag wird von den Gerichtsvollziehern an die Gerichtskas-
sen abgeführt.

In den Ländern Bayern und Hessen hat im Jahr 1994 im
Durchschnitt jeder Gerichtsvollzieher 11 982,14 DM Gebüh-
ren an die Staatskasse abgeführt. Dem stehen Ausgaben der
Landeskasse für die Besoldung in Höhe von durchschnittlich
57 000,– DM gegenüber, so daß von den laufenden Kosten pro
Gerichtsvollzieher jährlich 44 017,86 DM ungedeckt bleiben.
Dies bei der gegenwärtigen Durchschnittsbelastung. In den
anderen Ländern dürften die Zahlenverhältnisse in etwa gleich
sein.

Unter Berücksichtigung des eingangs nach dem Pensen-
schlüssel errechneten Bedarfs ergibt sich zur Erreichung einer
Kostendeckung folgende Rechnung:

Besoldung je Gerichtsvollzieher 57 000,– DM
durchschnittliche Vollstreckungsvergütung rd. 6 000,– DM
Bürokostenentschädigung 38 000,– DM

Zu deckende Gesamtkosten je GV pro Jahr: 101 000,– DM

Das ergibt nach dem an der Geschäftsbelastung orientierten
Bedarf

für Bayern 710× 101 000,– DM = 71 710 000,– DM
./. z. Zt. jährlich vereinnahmte Gebühren 26 613 636,19 DM
./. jährlich vereinnahmte Schreibauslagen 5 674 272,86 DM

Zur Kostendeckung notwendige
Mehreinnahme: 39 422 090,95 DM

für Hessen 378× 101 000,– DM = 38 178 000,– DM
./. z. Zt. jährlich vereinnahmte Gebühren 14 907 089,18 DM
./. jährlich vereinnahmte Schreibauslagen 2 571 773,16 DM

Zur Kostendeckung notwendige
Mehreinnahme: 20 699 137,66 DM

Eine Anhebung der Gebühren um diese Beträge ist jedoch
nur gerechtfertigt, wenn mit den Mehreinnahmen tatsächlich
neue Gerichtsvollzieher-Planstellen geschaffen werden, damit
für die Beteiligten das Preis/Leistungsverhältnis stimmt. Daß
die Gebühreneinnahmen sich bei Planstellenvermehrung ver-
ändern, kann bei dieser Betrachtung unberücksichtigt bleiben,
da auch die Gebührenerhöhung per 1. 7. 199414) in den Zahlen
des Jahres 1994 erst für 6 Monate enthalten ist und sich erst
1995 voll auswirkt.

d) Um wieviel müßten die Gebühren erhöht werden?
Die Hochrechnung der jetzigen Gebühreneinnahmen auf

die für eine Kostendeckung notwendigen Beträge ergibt eine
Gebührenanhebung

nach den Zahlen von Bayern um 148,12 %
und nach den Zahlen von Hessen um 143,48 %

was einem Mittelwert von 145,80 % entspricht, der auf 140 %
nach unten korrigiert werden könnte, da noch Einzelkorrektu-
ren (z. B. § 15 GVKostG, Räumung, Wegnahme) möglich
sind.

Eine solche Erhöhung wirkt auf den ersten Blick drama-
tisch, ist aber zunächst einmal darauf zurückzuführen, daß in
der Vergangenheit die Gebühren nicht angemessen angepaßt
wurden, zum anderen aber auch in den praktischen Auswir-
kungen weniger gravierend.

1) Der am häufigsten vorkommende Erledigungsfall dürfte
ein Pfandabstand wegen einer Forderung bis zu 1000,– DM
sein. Hier fallen bisher nach § 17 Abs. 4 GVKostG an Gebüh-
ren 10,– DM an. Bei einer Erhöhung um 140 % würde sich
eine Gebühr von 24,– DM ergeben. Verglichen mit der3/10

RA-Gebühr und im Hinblick auf den Zeitaufwand ist die Ge-
bühr sicher nicht zu hoch.

2) Eine durchgeführte Verhaftung läßt bisher nach § 26
Abs. 1 GVKostG eine Gebühr von 40,– DM entstehen. Durch
die Erhöhung würde eine Gebühr von 96,– DM anfallen. Ein
Betrag, der in Anbetracht der verantwortungsvollen und zeit-
raubenden Tätigkeit des Gerichtsvollziehers bei der Verhaf-
tung durchaus vertretbar ist.

e) Zusammenfassung:
Die vorstehenden Darlegungen, das war der Grundgedanke

für diese Abhandlung, sollen zum Nachdenken darüber anre-
gen, ob es nicht im Sinne aller Beteiligter, ob Schuldner, ob
Gläubiger, ob Gerichtsvollzieher oder auch der Justizverwal-
tung ist, wenn die Zwangsvollstreckung zwar etwas teurer
wird, aber damit durch zusätzlich eingenommene Mittel eine
Entlastung der Gerichtsvollzieher durch zusätzliche Stellen
möglich wäre, was dann wiederum zu einer effektiveren und
besseren Vollstreckung führen könnte.

Die Auswirkungen könnten unter anderem sein:
– für den Gläubiger:

Ein besseres und schnelleres Zwangsvollstreckungsergeb-
nis

– für den Schuldner:
Der Gerichtsvollzieher hätte mehr Zeit, sich um den
Schuldner zu kümmern und ihm im Rahmen seiner Mög-
lichkeiten Hilfestellung zu leisten (Zahlungsabwicklung,
Schuldenregulierung)15)

– für die Dienstaufsicht:
Weniger Probleme mit Gerichtsvollziehern (Dienstauf-
sichtsbeschwerden, Erkrankungen, Überlastung)

– für den Gerichtsvollzieher:
Weniger Hektik, mehr Zeit für seine „Kunden“ und letzt-
lich mehr Freude an seinem Beruf.

14) Gesetz vom 24. 6. 1994, BGBl. I, S. 1325.
15) Seip, NJW 1994, S. 353/354.

11) Die Kosten für die Versorgung sowie die Kosten der Ausbil-
dung, Verwaltung, Dienstaufsicht, Beihilfe usw. bleiben bei dieser
Berechnung außer Betracht, da es, wie ausgeführt, berechtigt er-
scheint, daß ein Teil der Kosten aus Steuermitteln gedeckt wird.

12) In Bayern 51 546,84 DM und in Hessen 52 077,16 DM.
13) Die Schreibauslagen betrugen im Jahr 1994 in Bayern

10 983,24 DM und in Hessen 8984,36 DM pro Gerichtsvollzieher, im
Durchschnitt mithin rd. 10 000,– DM im Jahr und dienen ebenfalls der
Deckung der Bürokosten.
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Gem. § 761 Abs. 1 ZPO darf an Sonntagen und allgemei-
nen Feiertagen eine Vollstreckungshandlung nur mit richterli-
cher Erlaubnis erfolgen1). Aus dieser vom Gesetzgeber be-
wußt angeordneten Erschwernis muß man schließen, daß
Vollstreckungsmaßnahmen an diesen Tagen regelmäßig un-
terbleiben sollen und nur bei Vorliegen besonderer Umstände
stattfinden sollen2). Da der Antrag auf richterliche Entschei-
dung nach h. M. begründet werden soll3), wird man davon aus-
gehen müssen, daß der Antragsteller4) zuvor selbständig zu
prüfen hat, ob eine Vollstreckung an Sonntagen oder allgemei-
nen Feiertagen (dasselbe gilt für die Vollstreckung zur Nacht-
zeit) geboten erscheint; er hat dazu die Vorteile des Vollstrek-
kungserfolgs gegen den Eingriff in die Sonn- oder Feiertags-
ruhe des Schuldners abzuwägen.

§ 761 ZPO schützt ausdrücklich nur allgemeine Feiertage,
also die bundesrechtlich oder in den Ländergesetzen festgeleg-
ten Feiertage, die bis auf den 1. Mai und den 3. Oktober auf
christlicher Tradition beruhen. Jüdische Festtage werden von
§ 761 ZPO nicht erfaßt, doch gebietet es die aus dem verfas-
sungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit staatli-
cher Handlungen fließende Schonungspflicht5), im Rahmen
des Möglichen auch auf die Feiertagsruhe von Schuldnern jü-
dischen Glaubens6) Rücksicht zu nehmen7). Vollstreckungs-
maßnahmen gegen Schuldner jüdischen Glaubens sollten
darum an jüdischen Festtagen unterbleiben, wenn der Voll-
streckungserfolg an einem anderen Tag ebensogut erzielt wer-
den kann.

Dabei besteht ein Problem darin, daß jüdische Festtage
nicht allgemein bekannt sind. Geläufig ist meist nur, daß der
wöchentliche Ruhetag der Juden nicht der Sonntag ist, sondern
der Sabbat, der dem Samstag oder Sonnabend entspricht. Es
gibt allerdings einen Unterschied zur bürgerlichen Zeitrech-
nung: Der Sabbat dauert nicht von Samstag, 0 Uhr bis Sams-
tag, 24 Uhr, sondern von Sonnenuntergang des Vortags (Frei-
tag) bis Sonnenuntergang am Samstag (was bibelfesten Lesern
vielleicht bekannt ist); Entsprechendes gilt auch für die ande-
ren jüdischen Festtage. Sämtliche jüdischen Festtage sind be-
weglich und werden darum, ähnlich wie das christliche Oster-
fest, in jedem Jahr an einem anderen Kalendertag gefeiert.
Nachfolgend eine Übersicht über hohe jüdische Festtage in
den nächsten Jahren:

a) Rosch Haschana = Neujahr8): 14.–15. 9. 1996, 2.–3. 10.
1997, 21.–22. 9. 1998

b) Pessach (im deutschen Sprachgebrauch auch Passah
oder Pascha)9), 1. und 2. Tag: 4.–5. 4. 1996, 22.–23. 4.
1997, 11.–12. 4. 1998

c) Pessach, 7. und 8. Tag: 10.–11. 4. 1996, 28.–29. 4.
1997, 17.–18. 4. 1998

d) Jom Ha‘schoa = Holocaust-Gedenktag: 16. 4. 1996,
4. 5. 1997

e) Schawuot = Wochenfest10): 24.–25. 5. 1996, 11.–12. 6.
1997, 31. 5.–1. 6. 1998

f) Jom Kippur = Versöhnungstag11): 23. 9. 1996, 11. 10.
1997, 30. 9. 1998

g) Sukkot = Laubhüttenfest12), 1. und 2. Tag: 28.–29. 9.
1996, 16.–17. 10. 1997, 5.–6. 10. 1998

h) Sukkot-Schlußfest: 5. 10. 1996, 22. 10. 1997, 11. 10.
1998

i) Purim 13): 5. 3. 1996, 23. 3. 1997, 12. 3. 1998.

1) Zu dieser Vorschrift siehe etwaWieser, Rpfleger 1988 S. 293
undCirullies, DGVZ 1984 S. 177.

2) Vgl. Thomas/Putzo, Kommentar zur Zivilprozeßordnung,
19. Aufl. 1995, § 761 ZPO Rdn. 7 mit Nachweisen; das Gesetz selbst
nennt die Voraussetzungen nicht (dazu kritisch mit Formulierungsvor-
schlagApp, DB 1994 S. 654).

3) Vgl. etwaHintzen/Wolf, Die Mobiliarzwangsvollstreckung in
der Praxis, 1994, Rdn. 380.

4) Zur Frage, ob neben dem Gläubiger auch der Gerichtsvollzie-
her antragsbefugt ist, sieheHintzen/Wolf a. a. O., Rdn. 378 m. w. N.;
in der Praxis wird der Hinweis an den Gläubiger, daß eine Vollstrek-
kung zu den von § 761 ZPO erfaßten Zeiten geboten ist, vom Gerichts-
vollzieher ausgehen.

5) Die etwa in §§ 765 a, 803 und 811 ZPO zum Ausdruck kommt.
6) Sofern die Zugehörigkeit zum jüdischen Glauben bekannt ist.
7) So auch Stimmen im Schrifttum zum Steuer- und Verwal-

tungsvollstreckungsrecht (etwaSchwarz in Hübschmann/Hepp/Spita-
ler, Kommentar zur Abgabenordnung und Finanzgerichtsordnung,
§ 289 AO Rdn. 2;Tipke/Kruse, Kommentar zur AO 1977 und FGO,
§ 289 AO Tz 2;Engelhardt/App, VwVG/VwZG, 3. Aufl. 1992, An-
hang, § 289 AO Anm. 1).

8) Vgl. Buch Leviticus 23, 23–25.
9) Vgl. Buch Exodus 12, 1–14 und Leviticus 23, 4–8.

10) Vgl. Buch Leviticus 23, 15–22 (aus diesem Fest leitet sich das
christliche Pfingstfest ab).

11) Vgl. Buch Leviticus 16, 2–34 und 23, 26–32.
12) Vgl. Buch Leviticus 23, 33–36 und 23, 39–43.
13) Vgl. Buch Esther 9, 20–32.

Rücksichtnahme auf jüdische Festtage bei der Zwangsvollstreckung
Von Michael App, Strasbourg

Von Rechtsreferendar Christian Müller, Coburg

Wird eine nicht rechtskräftige Entscheidung erster Instanz
im höheren Rechtszug aufgehoben, so muß dem vormaligen
Schuldner die Leistung, die ihm durch die Vollstreckung oder
zur Abwendung der Vollstreckung abverlangt wurde, zurück-
erstattet werden. Für den leistenden Schuldner bedeutet dies,
daß ihn hinsichtlich des von ihm geleisteten Betrages das In-
solvenzrisiko des empfangenden Gläubigers trifft. Für die

Hauptsache – und die Vollstreckung deswegen durch den zu-
nächst obsiegenden Kläger – bringt dies der Schadensersatz-
anspruch nach § 717 Abs. 2 Satz 1 ZPO zum Ausdruck. Dieser
Anspruch des in erster Instanz unterlegenen Beklagten als
Schuldner der vorläufigen Vollstreckung durch den Gläubiger
wird dadurch gesichert, daß § 709 ZPO grundsätzlich die Er-
klärung eines nicht rechtskräftigen Urteils als vorläufig voll-

Schuldnerschutz bei Vollstreckung von Gerichtskosten
aufgrund nicht rechtskräftiger Entscheidung
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Durch Urteil des Oberlandesgerichts Hamm vom 15. 6.
1993 in Verbindung mit dem Urteil des Landgerichts Essen
vom 17. 12. 1991 wurde der Schuldner verpflichtet, 25 000,–
DM Zug um Zug gegen Mängelbeseitigungsarbeiten am Bau-
vorhaben … wie zu a) im Urteil des Landgerichts beschrieben,
an die Gläubigerin zu zahlen.

Mit Schreiben vom 14. 12. 1994 hat der beteiligte Ge-
richtsvollzieher die von der Gläubigerin beantragte Zwangs-
vollstreckung abgelehnt, weil öffentliche Urkunden zum
Nachweis des Annahmeverzuges nicht vorgelegt wurden und
ein tatsächliches Angebot der Zug-um-Zug-Leistung nicht er-
folgen könne.

Die Gläubigerin hat dagegen Erinnerung eingelegt und be-
antragt, den Gerichtsvollzieher anzuweisen, die Zwangsvoll-
streckung wegen der Hauptforderung fortzusetzen. Sie hat

streckbar von der Bestimmung einer vom vollstreckenden
Gläubiger zu leistenden Sicherheit abhängig macht. Insgesamt
dienen die Instrumentarien der §§ 710–715 ZPO dem Schuld-
nerschutz.

Werden dem Beklagten durch eine nicht rechtskräftige ge-
richtliche Entscheidung erster Instanz die Kosten des Rechts-
streits auferlegt, so wird er hinsichtlich der Gerichtskosten
Entscheidungsschuldner gemäß § 54 Nr. 1 GKG. Insoweit
braucht die Kostenentscheidung weder rechtskräftig noch
vollstreckbar zu sein1). Der unterlegene Beklagte haftet gemäß
§ 57 Satz 1 GKG für die Gerichtskosten bis zur Aufhebung
oder Abänderung der Kostenentscheidung im Rechtsmittel-
verfahren. Die Einlegung des Rechtsmittels durch den unterle-
genen Beklagten bringt seine Zahlungsverpflichtung nicht
zum Aufschub oder Wegfall2). Sobald eine Kostenentschei-
dung ergangen ist, werden die Gebühren und Auslagen gemäß
§ 63 Abs. 1 GKG fällig.

Der unterlegene Beklagte als Entscheidungsschuldner
nach § 54 Nr. 1 GKG haftet nun gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1
GKG der Gerichtskasse gegenüber vorrangig für die Gerichts-
kosten.

Die nach dem Erlaß der die Instanz beendenden Entschei-
dung fälligen Gerichtskosten werden dem unterlegenen Be-
klagten von der Gerichtskasse in Rechnung gestellt und sind
mit ihrer Fälligkeit gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 JBeitrO auch voll-
streckbar.

Da die Kosten in diesem Fall unmittelbar von der Gerichts-
kasse beim Beklagten erhoben werden, entfällt insoweit eine
Sicherung des Schuldners über die Mechanismen der
§§ 709 ff. ZPO.

Wird die Kostenentscheidung der ersten Instanz im höhe-
ren Rechtszug aufgehoben oder abgeändert, so erlischt gemäß
§ 57 Satz 1 GKG die Entscheidungshaftung des Beklagten für
die Gerichtskosten aus § 54 Nr. 1 GKG, aber auch nur diese3).

Andere Haftungsgründe der §§ 49 und 54 GKG bleiben unbe-
rührt4).

Soweit eine Zahlungspflicht ausschließlich aus § 54 Nr. 1
GKG auf der aufgehobenen oder abgeänderten Entscheidung
beruhte und soweit auf diese Gerichtskostenschuld Zahlung
geleistet wurde, sind gemäß § 57 Satz 2 GKG die bereits vom
in erster Instanz unterlegenen Beklagten an die Gerichtskasse
gezahlten Gerichtskosten zurückzuerstatten. Ohne Bedeutung
ist dabei, ob die Kosten durch die Gerichtskasse zwangsweise
beigetrieben wurden5).

Nicht zurückerstattet werden diejenigen Gerichtskosten,
für die der Beklagte als Kostenschuldner nach §§ 49 und 54
Nrn. 2–4 haftet.

Ausgehend von dem Grundgedanken, daß die öffentliche
Hand nicht zahlungsunfähig werden kann, ist eine Sicherheits-
leistung vor zwangsweiser Beitreibung einer Gerichtskosten-
schuld aufgrund einer noch nicht rechtskräftigen Kosten-
grundentscheidung durch die Gerichtskasse nach den Vor-
schriften der Justizbeitreibungsordnung nicht erforderlich. Die
Rückerstattung nach § 57 Satz 2 GKG ist nicht risikobehaftet.

Die Kosten der zwangsweisen Beitreibung der Gerichtsko-
sten nach § 11 Abs. 2 JBeitrO i. V. m. den Vorschriften des
GVKostG sind nicht zurückzuerstatten. Da Fälligkeit einge-
treten ist, trifft den Entscheidungsschuldner die Verpflichtung
zur Zahlung. Die Einleitung der Vollstreckung ist gemäß § 5
JBeitrO möglich. Der in erster Instanz unterlegene Beklagte ist
Vollstreckungsschuldner und gemäß §§ 11 Abs. 2 JBeitrO, 3
Abs. 1 Nr. 2 GVKostG Kostenschuldner. Diese Kosten fallen
ihm gemäß §§ 6 Abs. 1 Nr. 1 JBeitrO, 788 ZPO zur Last.

Soweit Gerichtskosten aufgrund der nicht rechtskräftigen
Kostengrundentscheidung an den Prozeßgegner gezahlt wer-
den, z. B. dessen gemäß § 65 Abs. 1 GKG i. V. m. KV
Nr. 1201 geleisteter Vorschuß von drei Gerichtsgebühren, so
wird diese Leistung von der gemäß § 709 ZPO zu bestimmen-
den Sicherheitsleistung mit gesichert.

1) Hartmann, Kostengesetze, 26. Aufl., § 54 GKG, Rdnr. 3.
2) Hartmann, a. a. O., § 54 GKG, Rdnr. 4; OLG Frankfurt/M.

Rpfleger 81, 118 m. w. N.
3) Hartmann, a. a. O., § 57 GKG, Rdnr. 1.

4) Beispiele bei Oestreich/Winter/Hellstab, GKG, Loseblatt-
sammlung, Stand: Mai 1995, § 57 Rdnr. 7.

5) Hartmann, a. a. O., § 57 GKG, Rdnr. 5.

R E C H T S P R E C H U N G

§ 756 ZPO; § 84 GVGA

1. Ist eine Vergütung Zug um Zug gegen Nachbesserungs-
arbeiten zu zahlen, so kann eine Vollstreckung nur erfol-
gen, wenn der Gläubiger den Nachweis führt, daß die
Nachbesserung erfolgt ist oder der Schuldner sich im An-
nahmeverzug befindet.

2. Behauptet die Gläubigerin, sie habe die Nachbesse-
rungsarbeiten ausgeführt, so obliegt es zunächst dem Ge-
richtsvollzieher, selbständig – ggf. mit sachverständiger
Hilfe – nachzuprüfen, ob die Mängelbeseitigung gemäß
dem zu vollstreckenden Titel ordnungsgemäß erfolgt ist.

I. LG Bochum, Beschl. v. 6. 4. 1995
– 7 T 52/95 –

II. OLG Hamm, Beschl. v. 27. 7. 1995
– 14 W 59/95 –
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dazu ausgeführt, der Gerichtsvollzieher sei gehalten zu über-
prüfen und notfalls durch einen Sachverständigen feststellen
zu lassen, ob die Mängelbeseitigung erfolgt sei.

Das Amtsgericht hat durch Beschluß vom 10. 1. 1995 den
Gerichtsvollzieher angewiesen, die beantragte Vollstreckung
nicht mit der Begründung zu verweigern, daß öffentliche Ur-
kunden zum Nachweis des Annahmeverzuges nicht vorgelegt
werden konnten und ein tatsächliches Angebot der Zug-um-
Zug-Leistung nicht möglich sei. Es hat zur Begründung ausge-
führt, der Gerichtsvollzieher habe eigenständig zu überprüfen,
ob die Gegenleistung richtig und vollständig erbracht worden
sei.

Gegen diese Entscheidung hat der Schuldner sofortige Be-
schwerde eingelegt. Er rügt, im Verfahren vor dem Amtsge-
richt nicht gehört worden zu sein. Nach seinen Angaben hat
die Gläubigerin die Mängelbeseitigung nicht durchgeführt.

Die Gläubigerin beantragt, das Rechtsmittel zurückzuwei-
sen und behauptet nunmehr, die Mängel beseitigt zu haben.

Der Gerichtsvollzieher wurde gehört. Er vertritt die Auf-
fassung, daß die Feststellung der Schadensbeseitigung den
Rahmen der Zwangsvollstreckung hier überschreiten würde.
Dazu wäre es nämlich notwendig, Regale und fest installierte
Maschinen zu entfernen, sowie ein Mauerwerk von ca. 25 m
aufzuschlagen. Der Umfang solcher Arbeiten aber würde sei-
nen Pflichtenkreis übersteigen.

Die gemäß § 793 ZPO an sich statthafte und zulässige so-
fortige Beschwerde ist begründet.

Der angefochtene Beschluß war bereits deshalb aufzuhe-
ben, weil der Schuldner im Verfahren vor dem Amtsgericht
nicht gehört worden war. Darüber hinaus wäre es angezeigt
gewesen, zur Sachverhaltsaufklärung auch die dienstliche Äu-
ßerung des beteiligten Gerichtsvollziehers einzuholen (vgl.
Zöller, ZPO, 19. Aufl., § 766 Rdnr. 27). Die Entscheidung des
Amtsgerichts kann aber auch deshalb keinen Bestand haben,
weil die Erinnerung gemäß § 766 ZPO nicht begründet ist. Die
von der Gläubigerin angestrebte Anweisung des Gerichtsvoll-
ziehers kann nicht erfolgen, denn seine Weigerung die
Zwangsvollstreckung durchzuführen ist im Ergebnis nicht zu
beanstanden. Der Gläubigerin ist zuzugeben, daß im Rahmen
der Zwangsvollstreckung es dem Gerichtsvollzieher obliegt zu
überprüfen, ob die Zug-um-Zug-Leistung ordnungsgemäß er-
bracht ist. Soweit ihm eigene Sachkenntnis fehlt, hat er hierfür
einen Sachverständigen einzuschalten (vgl. BGH, NJW 1973,
1793; OLG Stuttgart, MDR 82, 416; OLG Köln, JB 1986,
1581). Dies aber kann nur dann geschehen, wenn die Voraus-
setzungen für die Zwangsvollstreckung überhaupt gegeben
sind, der Gerichtsvollzieher also befugt ist, Vollstreckungs-
handlungen vorzunehmen. Dies aber ist hier nicht der Fall.
Gemäß § 756 ZPO darf der Gerichtsvollzieher nämlich die
Zwangsvollstreckung erst beginnen, wenn er die dem Schuld-
ner gebührende Leistung in einer den Verzug der Annahme
begründenden Weise angeboten hat oder wenn der Nachweis
durch öffentliche oder öffentlich beglaubigte Urkunde geführt
wird, daß der Schuldner befriedigt ist oder sich in Annahme-
verzug befindet. Diese Vorbedingungen für die Einleitung der
Zwangsvollstreckung sind hier nicht gegeben. Bei der von der
Gläubigerin zu erbringenden Leistung handelt es sich um
handwerkliche Nachbesserungsarbeiten. Da diese vom Ge-
richtsvollzieher nicht angeboten werden können, ist die Gläu-
bigerin insoweit vorleistungspflichtig (vgl. BGH, NJW 1973,
1793; OLG Stuttgart, DGVZ 89, 11; LG Arnsberg, DGVZ 83,
151; Dr. Schneider, DGVZ 82, 37). Die Gläubigerin hat weder
durch öffentliche noch durch öffentlich beglaubigte Urkunden
nachgewiesen, daß sie die Mängel beseitigt hat. Das gleiche
gilt für einen etwaigen Annahmeverzug des Schuldners. Von

dem in § 756 ZPO geforderten Nachweis kann allerdings ab-
gesehen werden, wenn nach dem Zugeständnis des Schuldners
die Gegenleistung erbracht ist (vgl. Zöller, ZPO, 19. Aufl.,
§ 756 Rdnr. 10 m. w. N.). Solch ein Zugeständnis aber liegt
hier nicht vor. Mit seinem Schriftsatz vom 19. 1. 1995 hat der
Schuldner die Mängelbeseitigung durch die Gläubigerin in
Abrede gestellt. Die Gläubigerin wiederum, die im erstin-
stanzlichen Verfahren die Mängelbeseitigung selbst nicht be-
hauptet hatte, hat danach nur angegeben, die Arbeiten durch-
geführt zu haben. Sie hat dabei weder substantiiert dargelegt,
wann und auf welche Weise dies erfolgt sein soll. Dies wäre
nicht zuletzt im Hinblick auf das Bestreiten des Schuldners
und die Ausführungen des Gerichtsvollziehers zum Umfang
der Arbeiten angezeigt gewesen. Von einer Mängelbeseiti-
gung hätte auch nur dann ausgegangen werden können, wenn
diese nach dem 15. 6. 1993 erfolgt wäre, denn zur Zeit der Ent-
scheidung des Oberlandesgerichts Hamm waren offensicht-
lich die Mängel noch vorhanden. Eine Übereinstimmung der
Parteien darüber, daß die Nachbesserung erfolgt ist, liegt mit-
hin nicht vor. Bei dieser Sachlage ist der Gerichtsvollzieher
nicht befugt, gemäß § 756 ZPO die Zwangsvollstreckung zu
beginnen (vgl. OLG Stuttgart, DGVZ 1989, 11). Die Erinne-
rung war deshalb zurückzuweisen.

I I .
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Entgegen der Ansicht des Landgerichts war der Ausgangs-
beschluß des Amtsgerichts nicht bereits deshalb aufzuheben,
weil der Schuldner im Verfahren vor dem Amtsgericht nicht
gehört und eine dienstliche Äußerung des beteiligten Gerichts-
vollziehers nicht eingeholt worden ist. Beide Beanstandungen
sind im Beschwerdeverfahren vor dem Landgericht durch An-
hörung des Schuldners und Einholung einer Stellungnahme
des Gerichtsvollziehers behoben worden, so daß sie keinen
Grund mehr darstellen, die amtsgerichtliche Entscheidung
aufzuheben.

Der Auffassung des Landgerichts, die von der Gläubigerin
erstrebte Anweisung des Gerichtsvollziehers habe nicht erfol-
gen dürfen, weil die besonderen Voraussetzungen der
Zwangsvollstreckung gemäß § 756 ZPO im vorliegenden Fall
nicht gegeben seien, vermag der Senat nicht beizutreten.

Gemäß § 756 ZPO darf der Gerichtsvollzieher bei Zug-
um-Zug zu vollstreckenden Titeln die Zwangsvollstreckung
nicht beginnen, bevor er dem Schuldner die diesem gebühren-
de Leistung in einer den Verzug der Annahme begründenden
Weise angeboten hat, sofern nicht der Beweis, daß der Schuld-
ner befriedigt oder im Verzuge der Annahme ist, durch öffent-
liche oder öffentlich-beglaubigte Urkunden geführt wird.

Wie das Landgericht im Ausgangspunkt richtig erkennt,
scheidet im vorliegenden Fall wegen der Art der der Gläubige-
rin obliegenden Gegenleistung ein Angebot des Gerichtsvoll-
ziehers im Sinne der zitierten Vorschrift aus. Dies bedeutet je-
doch entgegen der Auffassung der Kammer nicht, daß der
Nachweis der Erfüllung nur durch Vorlage einer öffentlichen
oder öffentlich-beglaubigten Urkunde möglich ist. Vielmehr
ist in solchen Fällen der Gerichtsvollzieher in der Regel gehal-
ten, entweder selbst oder – sofern ihm die entsprechende Sach-
kunde fehlt – durch Hinzuziehung eines Sachverständigen zu
prüfen, ob der Gläubiger seine Leistung erbracht hat (ständige
Rechtsprechung des Senats, vgl. zuletzt Beschluß vom 21. 06.
1994 (14 W 54/94); ebenso: OLG Stuttgart, MDR 1982, 416;
OLG Köln, MDR 1986, 1033; Zöller/Stöber, ZPO, 19. Aufl.
§ 756 Rdnr. 8; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann,
ZPO, 53. Aufl. § 756 Rdnr. 5).
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Zu Unrecht stützt das Landgericht seine abweichende Mei-
nung auf eine Entscheidung des OLG Stuttgart vom 02. 08.
1988 (DGVZ 1989, 11). Der dem OLG Stuttgart unterbreitete
Sachverhalt ist mit dem vorliegenden nicht vergleichbar. Wäh-
rend im vorliegenden Fall zwischen den Parteien streitig ist, ob
die Gläubigerin die ihr obliegenden Mängelbeseitigungsarbei-
ten erbracht hat, war in dem vom OLG Stuttgart zu entschei-
denden Fall unstreitig, daß die Nachbesserungsarbeitennicht
erbracht worden waren. Die Gläubigerin jenes Verfahrens
strebte vielmehr an, ihre Leistung in der Weise dem Schuldner
anzubieten, daß der Gerichtsvollzieher in Begleitung von Mon-
teuren der Gläubigerin beim Schuldner erschien und erklärte,
die Monteure würden nach Zahlung des titulierten Betrages an
den Gerichtsvollzieher mit der Mängelbeseitigung tatsächlich
beginnen. Bezogen auf diesen Sachverhalt hat das OLG Stutt-
gart ausgeführt, daß weder die der Gläubigerin obliegende Lei-
stung in einer den Annahmeverzug des Schuldners begründen-
den Weise angeboten werden sollte, noch, daß der Nachweis
der Erfüllung oder des Annahmeverzuges durch öffentliche
oder öffentlich-beglaubigte Urkunden geführt sei.

Soweit das Landgericht darauf verweist, daß ein erforder-
licher Nachweis entbehrlich sei, wenn nach dem Zugeständnis
des Schuldners die Gegenleistung erbracht sei, ist dem nicht
zu widersprechen. Eine entsprechende Übereinstimmung der
Parteien liegt aber, wie auch das Landgericht nicht verkennt,
vorliegend gerade nicht vor. Vielmehr besteht über die Aus-
führung der Nachbesserungsarbeiten zwischen den Parteien
Streit. Es ist daher Aufgabe des Gerichtsvollziehers, selbstän-
dig – ggf. mit sachverständiger Hilfe – nachzuprüfen, ob die
Mängelbeseitigung gemäß dem zu vollstreckenden Titel ord-
nungsgemäß erfolgt ist.

Der vorliegende Fall gibt dem Senat keine Veranlassung,
zu der Frage Stellung zu nehmen, ob und ggf. unter welchen
näheren Voraussetzungen es der Gerichtsvollzieher im Aus-
nahmefall ablehnen darf, die Prüfung der Ordnungsgemäßheit
einer Gegenleistung durch Einholung eines Sachverständigen-
gutachtens vorzunehmen, und den Gläubiger auf eine Feststel-
lungsklage verweisen darf. Selbst wenn die notwendige Prü-
fung den im Schreiben des Gerichtsvollziehers vom 07. 02.
1995 angedeuteten Umfang, der allerdings auf offenbar unge-
prüften Angaben des Schuldners beruht, haben sollte, vermag
der Senat nicht zu erkennen, warum der Gerichtsvollzieher
durch die erforderlichen Feststellungen überfordert sein sollte.

Anmerkung der Schriftleitung:

Hierzu siehe auch Stojek, „Beweisaufnahme durch den Ge-
richtsvollzieher“ MDR 1977, S. 456–458, der zu dem Ergeb-
nis kommt, daß § 756 ZPO dem Gerichtsvollzieher keine Kom-
petenz gibt, mit Hilfe von Sachverständigen die Ordnungsmä-
ßigkeit der erfolgten Mängelbeseitigung festzustellen.

§§ 883, 788, 767 ZPO; §§ 179, 109, 112 GVGA

1. Muß der Gerichtsvollzieher bei der Wegnahme techni-
scher Unterlagen einen Sachverständigen zuziehen, so fal-
len die hierdurch entstehenden Kosten als Kosten der
Zwangsvollstreckung dem Schuldner zur Last.

2. Wird die vom Schuldner behauptete Erfüllung vom
Gläubiger bestritten, so hat der Gerichtsvollzieher diesen
Einwand nicht zu beachten; es ist Sache des Schuldners,
den Einwand der Erfüllung im Wege der Vollstreckungs-
gegenklage geltend zu machen.

LG Münster, Beschl. v. 22. 12. 1994
– 5 T 921/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Schuldnerin ist durch Urteil des Oberlandesgerichts
Oldenburg vom 14. Oktober 1993 verurteilt worden, Aus-
schreibungsunterlagen für ein bestimmtes Bauvorhaben in S.
herauszugeben. Die Schuldnerin hat daraufhin durch ihren
Verfahrensbevollmächtigten Ende November 1993 und An-
fang Januar 1994 Unterlagen übersenden lassen, welche der
Gläubiger aber nicht als Erfüllung der ausgeurteilten Ver-
pflichtung anerkennen wollte. Da sich die Parteien auch in der
Folgezeit nicht über das, was nach dem Urteil herauszugeben
sei, einigen konnten, beauftragte der Gläubiger am 11. 8. 1994
den Gerichtsvollzieher mit der Wegnahme der von der Schuld-
nerin herauszugebenden Unterlagen. Am 23. August 1994 be-
schlagnahmte der Gerichtsvollzieher in den Geschäftsräumen
der Schuldnerin sechs ihm von der Geschäftsführerin der
Schuldnerin vorgelegte Aktenordner und nahm diese mit, um
durch den Sachverständigen R. überprüfen zu lassen, welche
Unterlagen an den Gläubiger herauszugeben seien. Anschlie-
ßend pfändete der Gerichtsvollzieher wegen der Kosten der
Zwangsvollstreckung bei der Schuldnerin eine PC-Anlage
(…), beließ sie aber nach Anbringung eines Pfandsiegels im
Gewahrsam der Schuldnerin. Am 6. September 1994 sichtete
der Sachverständige R. die Ordner, sortierte die identifizierten
Unterlagen aus und machte 413,– DM Sachverständigenko-
sten geltend. Kopien der entnommenen Unterlagen wurden
wieder in die Ordner der Schuldnerin sortiert, die Ordner er-
hielt die Schuldnerin zurück, die Originale, welche den Ord-
nern entnommen worden waren, wurden dem Gläubigerver-
treter übergeben.

Am gleichen Tage, am 6. September 1994, forderte der Ge-
richtsvollzieher die Schuldnerin auf, die Kosten der Zwangs-
vollstreckung mit insgesamt 754,16 DM bis zum 19. Septem-
ber 1994 zu bezahlen, ansonsten müsse er den gepfändeten
Computer abholen und versteigern.

Die Schuldnerin hat am 29. August 1994 beim Amtsge-
richt Erinnerung eingelegt gegen die Art und Weise des Vor-
gehens des Gerichtsvollziehers mit dem Antrag, die am 23. 8.
1994 durch den Gerichtsvollzieher vorgenommene Pfändung
der Computeranlage der Schuldnerin aufzuheben.

Das Amtsgericht hat die Erinnerung der Schuldnerin zu-
rückgewiesen, da das Vorgehen des Gerichtsvollziehers kor-
rekt gewesen, vom Titel gedeckt und nicht zu beanstanden sei.

Die hiergegen eingelegte Beschwerde ist unbegründet. Die
Kammer hat die Dienstregisterakten des Gerichtsvollziehers
eingesehen. Das Vorgehen des Gerichtsvollziehers war, wie
im angefochtenen Beschluß zutreffend ausgeführt, ordnungs-
gemäß und korrekt. Der Gerichtsvollzieher hatte den Auftrag,
die im Urteil des OLG Oldenburg vom 14. 10. 1993 bezeich-
neten Ausschreibungsunterlagen bei der Schuldnerin zu su-
chen und wegzunehmen. Dies hat er in ordnungsgemäßer
Weise dadurch getan, daß er die ihm vorgelegten Aktenordner
der Schuldnerin mitnahm und die Unterlagen mit Hilfe eines
Sachverständigen heraussuchen ließ. Ob dies unnötig war,
weil, wie die Schuldnerin vorträgt, der Gläubiger bereits sämt-
liche herauszugebenden Unterlagen in seinem Besitz hatte,
konnte und durfte der Gerichtsvollzieher nicht entscheiden.
Von einer Zwangsvollstreckungsmaßnahme hätte er nur dann
Abstand nehmen können, wenn die Erfüllung des Urteils für
ihn offensichtlich gewesen wäre. Dies war jedoch nicht der
Fall. Schließlich hat der Sachverständige R. die geforderten
Unterlagen in den Aktenordnern der Schuldnerin anschließend
noch gefunden. Der Gerichtsvollzieher hat daher korrekt ge-
handelt und konnte keinen Anhaltspunkt dafür haben, daß er
hier eine überflüssige Zwangsvollstreckungsmaßnahme er-
greife. Er mußte deswegen auch die durch seine Zwangsvoll-
streckungsmaßnahme entstandenen Kosten als notwendige
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Kosten der Zwangsvollstreckung nach § 788 ZPO ansehen
und war verpflichtet, wegen dieser Kosten bei der Schuldnerin
pfändbare Habe zu suchen und zu pfänden.

Auch ist das Vollstreckungsgericht im vorliegenden Erin-
nerungs- und Beschwerdeverfahren nicht in der Lage, den
Streit zwischen Gläubiger und Schuldnerin über die angebli-
che Überflüssigkeit der Zwangsvollstreckungsmaßnahme
vom 23. 8. 1994 zu entscheiden. Der Gläubiger hatte bei Ertei-
lung des Vollstreckungsauftrages vom 11. 8. 1994 noch
immer den vollstreckbaren Titel des OLG Oldenburg in Hän-
den und war deswegen berechtigt, daraus die Zwangsvoll-
streckung zu betreiben. Der von der Schuldnerin gegen diese
Vollstreckungsmaßnahme geltend gemachte Einwand der Er-
füllung kann vom Vollstreckungsgericht nicht geprüft werden,
sondern lediglich vom ordentlichen Prozeßgericht im Wege
einer Zwangsvollstreckungsgegenklage gem. § 767 ZPO.

§ 758 ZPO; §§ 65, 107 GVGA

Der Gerichtsvollzieher ist nicht verpflichtet, einen vorge-
fertigten Antrag des Gläubigers auf Erlaß einer richterli-
chen Durchsuchungsanordnung mit dem Schuldtitel an
das Vollstreckungsgericht weiterzuleiten.

LG Aschaffenburg, Beschl. v. 26. 9. 1995
– 4 T 180/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die sofortige Beschwerde ist unbegründet, da die Erinne-
rung der Gläubigerin in dem angefochtenen Beschluß zu Recht
zurückgewiesen worden ist. Der Gerichtsvollzieher hat sich zu
Recht darauf berufen, daß es Sache des Gläubigers und nicht
des Gerichtsvollziehers ist, eine erforderliche Durchsuchungs-
anordnung für eine Durchsuchung gemäß § 758 ZPO zu bean-
tragen (vgl. Arnold in Münchener Kommentar zur ZPO Rz. 68
zu § 758 und Fußnote Nr. 85 hierzu mit Nachweisen auf den
Meinungsstand in Rechtsprechung und Literatur; Zöller/Stö-
ber, ZPO, 19. Aufl., Rz. 17 zu § 758 mit Hinweisen auf die in-
soweit nicht einhellige Meinung in Literatur und Rechtspre-
chung). Aus § 107 Ziff. 3 der Geschäftsanweisung für Ge-
richtsvollzieher (GVGA) ergibt sich jedenfalls, daß es Sache
des Gläubigers ist, die Durchsuchungsanordnung zu erwirken.
Aus diesem Grund kann ein Gläubiger zwar seinem Vollstrek-
kungsauftrag einen Antrag auf eine Durchsuchungsermächti-
gung beifügen mit der Bitte, daß der Gerichtsvollzieher sie bei
einer Weigerung des Schuldners an das zuständige Amtsgericht
(nicht: Vollstreckungsgericht, vgl. Zöller/Stöber, a. a. O.,
Rz. 16) weiterreichen möge. Von einer Verpflichtung des Ge-
richtsvollziehers hierzu kann jedoch im Hinblick auf die nicht
einhellige Meinung in Literatur und Rechtsprechung nicht aus-
gegangen werden, mit der Folge, daß weder die Art und Weise
der Zwangsvollstreckung gemäß § 766 Abs. 1 ZPO zu bean-
standen ist noch davon ausgegangen werden kann, der Ge-
richtsvollzieher habe sich geweigert, eine Vollstreckungshand-
lung dem Auftrag gemäß auszuführen (§ 766 Abs. 2 ZPO).

Ergänzend ist anzumerken, daß der Gläubigerin durch das
Verhalten des Gerichtsvollziehers auch kein Schaden entstan-
den sein kann, da ihr anwaltschaftlicher Vertreter, nachdem
ihm die Unterlagen zurückgesandt worden waren, den Erlaß
einer Durchsuchungsanordnung hätte erwirken können, was
ohnehin Sache des Gläubigers und nicht des Gerichtsvollzie-
hers ist (Arnold a. a. O.).

Anmerkung der Schriftleitung:

Die erstinstanzliche Entscheidung ist in DGVZ 1995,
S. 159, abgedruckt.

Art. 13 GG; § 758 ZPO; § 107 GVGA

Eine in Abwesenheit des Schuldners ohne richterliche
Durchsuchungsanordnung vorgenommene Pfändung ist
unzulässig, wenn nicht konkrete Hinweise dafür gegeben
sind, daß Gefahr im Verzuge vorlag.

I. AG Cham, Zweigst. Furth i. W., Beschl. v. 29. 3. 1994
– M 146/94 –

II. LG Regensburg, Beschl. v. 25. 5. 1994
– 2 T 201/94 –

I .

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung des Schuldners ist zulässig und begründet.

Die gemäß dem Vollstreckungsprotokoll vom 23. 2. 1994
vorgenommene Zwangsvollstreckung war nicht rechtmäßig,
weil sie ohne die erforderliche, richterliche Durchsuchungsan-
ordnung (§ 758 ZPO) erfolgte und ist deshalb für unzulässig
zu erklären.

Die Durchsuchung der Wohnung des Schuldners, die auch
Nebenräume wie die Garage umfaßt, erfordert nach Arti-
kel 13 II GG, außer bei Gefahr im Verzuge, eine richterliche
Anordnung.

Im vorliegenden Fall wurde die Durchsuchung ohne rich-
terliche Anordnung vorgenommen, obwohl Gefahr im Verzug
nicht vorlag. Gefahr im Verzug liegt nicht schon deshalb vor,
weil ein durch das Auftauchen des Gerichtsvollziehers ge-
warnter Schuldner pfändbare Sachen aus der Wohnung beisei-
te schaffen könnte, sondern nur dann, wenn die mit vorheriger
Einholung der Anordnung verbundene Verzögerung den Er-
folg der Durchsuchung gefährden würde. Für eine derartige
Gefährdung sind konkrete Anhaltspunkte erforderlich (vgl.
Zöller, ZPO, 18. Auflage, § 758, Randnr. 9).

Diese Voraussetzungen waren im vorliegenden Fall nicht
gegeben. Es bestand auch nach der dienstlichen Äußerung des
Gerichtsvollziehers lediglich die allgemeine und mit der Ein-
holung jeder richterlichen Durchsuchungsanordnung verbun-
dene Gefahr, daß infolge der zeitlichen Verzögerung die
pfändbare Habe des Schuldners teilweise nicht mehr vorhan-
den gewesen wäre. Diese allgemeine Gefahr reicht nicht aus,
um von der vorherigen Einholung einer richterlichen Durchsu-
chungsanordnung abzusehen. Auch die Erfahrung des Ge-
richtsvollziehers mit dem Schuldner, daß pfändbares Ver-
kaufsgut, wie im vorliegenden Fall die gepfändeten Weine, bei
früheren Vollstreckungsversuchen schon geraume Zeit später
nicht mehr vorhanden war, ist hierfür nicht ausreichend. Diese
Gefahr liegt bei Verkaufsgut in der Natur der Sache, weil es
eben zum Verkauf bereitgehalten wird. Um von einer richter-
lichen Durchsuchungsanordnung absehen zu können, müssen
vielmehr konkrete Anhaltspunkte gegeben sein, die bei der
konkreten Vollstreckung die Gefahr begründen, daß die mit
einer vorherigen Einholung einer richterlichen Durchsu-
chungsanordnung verbundene Verzögerung den Vollstrek-
kungserfolg gefährden würde. Derartige Anhaltspunkte kön-
nen sich z. B. aus der Art der zu vollstreckenden Entschei-
dung, wie etwa bei der Vollstreckung einer einstweiligen Ver-
fügung, oder aus sonstigen konkreten Umständen ergeben, die
im Einzelfall eine Vollstreckungsvereitelung erwarten lassen.
Derartige Anhaltspunkte waren aber auch nach der dienstli-
chen Äußerung des Gerichtsvollziehers vom 17. 3. 1994 nicht
gegeben.
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I I .

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die statthafte (§ 793 Abs. 1 ZPO) und zulässige, insbeson-
dere form- und fristgerecht nach den §§ 569, 577 Abs. 1 und
Abs. 2 ZPO eingelegte sofortige Beschwerde ist nicht begrün-
det.

1. Das Erstgericht hat die Vollstreckungshandlung des Ge-
richtsvollziehers zu Recht nach § 766 Abs. 1 ZPO als unzuläs-
sig erklärt, da die Voraussetzungen für eine Durchsuchung
ohne richterliche Durchsuchungsanordnung nach § 758 ZPO/
Art. 13 Abs. 2 GG nicht vorlag.

Auch die Garage gehört zum Begriff der Wohnung i. S. v.
Art. 13 Abs. 2 GG (dazu Zöller-Stöber, ZPO, 18. Aufl., § 758,
Randnote 4 m. N.).

Eine Durchsuchung ohne richterlichen Durchsuchungsbe-
schluß ist nur bei Gefahr im Verzug statthaft, was der Fall ist,
wenn die Verzögerung, die mit der vorherigen Einholung einer
solchen Anordnung verbunden ist, den Erfolg der Durchsu-
chung gefährden würde. Dies muß anhand konkreter, im Ge-
richtsvollzieherprotokoll zu vermerkender Tatsachen vom Ge-
richtsvollzieher beurteilt werden, wobei eine nicht durch be-
stimmte Anhaltspunkte begründete, nur aus allgemeinen Er-
wägungen hergeleitete Besorgnis nicht genügt (dazu Münch-
Komm-ZPO/Arnold, § 758, Randnote 54/55).

Solche konkreten Tatsachen ergeben sich weder aus dem
Vollstreckungsprotokoll noch aus den dienstlichen Stellung-
nahmen des Gerichtsvollziehers. Es fehlen konkrete Angaben
zu Zeitpunkt und Umständen eventueller früherer Vollstrek-
kungsversuche und zu konkret vorgefundenen Waren, welche
zu einem späteren Zeitpunkt nicht mehr vorhanden waren. Im
übrigen folgt aus der dienstlichen Stellungnahme des Ge-
richtsvollziehers vom 17. 3. 1994, daß er den Schuldner be-
reits am 8. 2. 1994 durch Nachricht im Briefkasten auf die be-
vorstehende Zwangsvollstreckung hingewiesen hat. Trotz die-
ses Hinweises war bei der Vollstreckung am 23. 2. 1994 die
Garage des Anwesens des Schuldners nicht verschlossen, dar-
über hinaus hat der Gerichtsvollzieher eine Reihe von Gegen-
ständen, wie sie im Vollstreckungsprotokoll bzw. in der Anla-
ge zu demselben aufgelistet sind, pfänden und sicherstellen
können.

Auch dieser Umstand spricht gegen die Annahme, die vor-
herige Einholung einer richterlichen Durchsuchungsanord-
nung würde den Erfolg der Durchsuchung gefährden.

Im übrigen verweist die Kammer auf die zutreffenden Aus-
führungen des angefochtenen Beschlusses.

§ 809 ZPO; § 137 GVGA

Der Gerichtsvollzieher kann die in seinem Gewahrsam be-
findlichen Sachen rechtswirksam pfänden, auch wenn die
zuvor erfolgte Pfändung dieser Sachen aufgehoben wurde,
weil sie in Abwesenheit des Schuldners ohne richterliche
Durchsuchungsanordnung erfolgt ist und Gefahr im Ver-
zug nicht vorlag.

I. AG Cham, Zweigst. Furth i. W., Beschl. v. 28. 7. 1995
– 6 M 421/94 –

II. LG Regensburg, Beschl. v. 18. 8. 1994
– 2 T 404/94 –

I .

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Die Erinnerung (§ 766 Abs. 1 ZPO) ist zulässig, aber unbe-
gründet. Die von dem Gerichtsvollzieher vorgenommene
Zwangsvollstreckung gemäß dem Vollstreckungsprotokoll
vom 10. 05. 94 ist rechtswirksam (§§ 808 ff. ZPO).

Der Gerichtsvollzieher hat die gepfändeten Sachen von
einem „zur Herausgabe bereiten Dritten“ gemäß § 809 ZPO in
Besitz genommen. „Dritter“ im Sinne dieser Vorschrift kann
nach herrschender Meinung auch der Gerichtsvollzieher selbst
sein (vgl. dazu Thomas-Putzo, ZPO, 17. Auflage, § 809,
Rn. 1 a).

Pfändungsbeschränkungen bzw. -verbote gemäß den
§§ 811 ff. ZPO greifen für den vorliegenden Fall nicht ein.
Auch hinsichtlich Zeit, Ort sowie Art und Weise der vorge-
nommenen Zwangsvollstreckung sind keine Mängel ersicht-
lich.

Der Umstand, daß die vorhergehende Pfändung der Gegen-
stände vom 23. 02. 1994 wegen des fehlenden Durchsu-
chungsbeschlusses unzulässig war und gemäß Beschluß vom
29. 03. 1994 aufgehoben wurde, steht der Wirksamkeit der
Pfändung vom 10. 05. 1994 nicht entgegen. Die Unwirksam-
keit einer vorausgegangenen Pfändung und die damit grund-
sätzlich verbundene Herausgabepflicht der gepfändeten Sa-
chen durch den Gerichtsvollzieher gemäß § 171 GVGA hin-
dert eine erneute Pfändung, die im übrigen ordnungsgemäß
vorgenommen wird, nicht. Ein entsprechendes Verbot exi-
stiert nicht, vielmehr geht das Gesetz von dieser Möglichkeit
aus, wie unter anderem auch die gesetzlich vorgesehene An-
schlußpfändung in der erleichterten Form des § 826 ZPO
zeigt. Es gibt insbesondere auch keine entsprechende zeitliche
Einschränkung der Zulässigkeit einer erneuten Pfändung nach
einer vorausgegangenen rechtswidrigen Pfändung. Daher ist
auch die vom Schuldner behauptete und von dem Gerichts-
vollzieher in Abrede gestellte angebliche Zusage des Gerichts-
vollziehers vom 10. 05. 1994, die gepfändeten Sachen an
einem weiteren Abholtermin an den Schuldner herauszuge-
ben, für die Rechtswirksamkeit der Pfändung vom 10. 05.
1994 ohne Bedeutung. Dieses Verhalten könnte allenfalls Be-
deutung im Rahmen einer Dienstaufsichtsbeschwerde erlan-
gen. Lediglich der Vollständigkeit halber weist das Gericht
darauf hin, daß im übrigen auch insoweit der Schuldner die
Beweislast für diese von ihm behaupteten Umstände trägt.

Soweit der Schuldner vorträgt, daß die gepfändeten Gegen-
stände nicht sein Eigentum seien, berührt dies ebenfalls die
Wirksamkeit der Pfändung vom 10. 05. 1994 nicht. Eine Pfän-
dung von Gegenständen hat nur dann zu unterbleiben, wenn
sie offensichtlich zum Vermögen eines Dritten gehören, also
nach Lage der Dinge für den Gerichtsvollzieher keinerlei
Zweifel bestehen, daß die Sache einem anderen gehört. Dies
ist bei unter Eigentumsvorbehalt gelieferten Gegenständen re-
gelmäßig aber nicht der Fall. Die diesbezügliche Eigentumsla-
ge ist regelmäßig nicht eindeutig und daher in der Situation der
Pfändung auch nicht ohne weiteres zu beurteilen. Das Eigen-
tumsrecht eines Dritten ist von diesem grundsätzlich selbst im
Wege der Drittwiderspruchsklage gemäß § 771 ZPO geltend
zu machen. Der Schuldner kann die Eigentumsrechte des Drit-
ten regelmäßig nicht geltend machen.

I I .

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Das Rechtsmittel des Schuldners ist nach § 793 ZPO statt-
haft. Die angefochtene Zwangsvollstreckungsmaßnahme ist
noch nicht beendet. Nach telefonischer Mitteilung des Ge-
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richtsvollziehers vom 18. 8. 1994 sind die beim Schuldner ge-
pfändeten Gegenstände zwar in der Zwischenzeit versteigert.
Der Versteigerungserlös befindet sich aber noch beim Ge-
richtsvollzieher und ist noch nicht an die Gläubiger ausge-
kehrt. Das Rechtsmittel ist nach §§ 569, 577 Abs. 2 ZPO in
entsprechender Form und Frist, eingelegt und damit zulässig.

In der Sache konnte die sofortige Beschwerde des Schuld-
ners keinen Erfolg haben. Wie der Amtsrichter in seinem Be-
schluß zutreffend festgestellt hat, ist die am 10. 5. 1994 vorge-
nommene Pfändung des Gerichtsvollziehers nicht zu bean-
standen. Die Beschwerdekammer schließt sich den Ausfüh-
rungen des Erstrichters an und nimmt zur Vermeidung von
Wiederholungen auf diese Bezug. Die mit Beschluß des Amts-
gerichts Cham – Zweigstelle Furth im Wald – vom 29. 3.
1994, Az. 6 M 146/94, für unzulässig erklärte Pfändung des
Gerichtsvollziehers vom 23. 2. 1994 mit Beschwerdeentschei-
dung des Landgerichts Regensburg vom 25. 5. 1994, Az.
2 T 201/94, hat auf die Wirksamkeit der vom Gerichtsvollzie-
her am 10. 5. 1994 vorgenommenen Pfändung keinen Einfluß.
Dies ist in dem angefochtenen Beschluß vom Amtsrichter
auch zutreffend dargelegt.

§ 938 ZPO; § 21 Nr. 1 RpflG

1. Dem vom Prozeßgericht bestellten Sequester steht
grundsätzlich eine Vergütung zu, deren Höhe sich an dem
Wert der sequestrierten Sache, der zeitlichen Dauer der
Sequesteration und der übernommenen Verantwortung
orientiert.

2. Für die Festsetzung der Vergütung ist der Richter des
Prozeßgerichts zuständig; eine Übertragung dieser Zu-
ständigkeit auf den Rechtspfleger ist nicht erfolgt.

LG Saarbrücken, Beschl. v. 31. 1. 1994
– 3 O 4626/91 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Der Verfügungskläger begehrte von den Verfügungsbe-
klagten die Herausgabe einer Einbauküche an den Sequester.
Mit Beschluß vom 30. 10. 1991 des Amtsgerichts St. Wendel
(AZ: 14 C 1214/91) wurde den Verfügungsbeklagten im
Wege der einstweiligen Verfügung aufgegeben, die Einbaukü-
che an den Sequester herauszugeben und der Prozeßbevoll-
mächtigte des Verfügungsklägers als Sequester bestimmt.

Mit einem am 13. April 1992 beim Amtsgericht St. Wendel
eingegangenen Schriftsatz hat der Prozeßbevollmächtigte des
Verfügungsklägers beantragt, die Kosten der Sequestration
festzusetzen, und zwar die Vergütung des Sequesters in Höhe
von 1482,– DM sowie eine angemessene Vergütung für die
Einlagerung der Möbel, die bei dem Verfügungskläger unter-
gestellt waren.

Nachdem sich das Amtsgericht St. Wendel und das Land-
gericht Saarbrücken jeweils als unzuständig für die Beschei-
dung des Antrages des Sequesters erklärt haben, hat das Land-
gericht Saarbrücken, handelnd durch die Rechtspflegerin, mit
Beschluß vom 08. November 1993 den Antrag auf Festset-
zung der Kosten der Sequestration vom 10. 04. 1992 zurück-
gewiesen mit der Begründung, daß im Hinblick auf den abge-
schlossenen Vergleich in dem Verfahren 3 0 5009/91 sowie
des Umstandes, daß Sequestrationskosten nicht zu den Ge-
richtskosten, sondern als Kosten der Zwangsvollstreckung zu
den außergerichtlichen Kosten gehörten, eine Kostenerstat-
tung von der Gegenseite nicht in Betracht komme.

Gegen diesen Beschluß hat der Prozeßbevollmächtigte des
Verfügungsklägers Beschwerde eingelegt.

Die Beschwerde ist statthaft (§§ 11 Abs. 1, 2 RpflG, 577
ZPO).

Auf die Beschwerde war der Beschluß des Landgerichts
Saarbrücken vom 08. 11. 1993, handelnd durch die Rechts-
pflegerin, aufzuheben, da die Rechtspflegerin als funktionell
unzuständiges Organ gehandelt hat.

Grundsätzlich ist für die Beschlußfassung über die Vergü-
tung des Sequesters und ihre Höhe das Landgericht als das in
der Hauptsache zuständige Prozeßgericht zuständig. Denn
nach der überwiegenden Meinung in Rechtsprechung und
Schrifttum ist es Sache des Prozeßgerichts und nicht des Voll-
streckungsgerichts, für einen von ihm gemäß § 938 Abs. 2
ZPO bestellten Sequester die Vergütung entsprechend § 153
ZVG festzusetzen (OLG Hamburg, NJW 1957, S. 27; OLG
Düsseldorf, Rpfleger 1955, S. 78; OLG Celle, Rpfleger 1969,
S. 216; OLG Bamberg, Jur.-Büro 1978, S. 1571; OLG Mün-
chen, Rpfleger 1985, S. 409; OLG Saarbrücken, DGVZ 1977,
S. 190, m. w. N.; OLG Frankfurt, NJW-RR 1987, S. 63,
m. w. N.).

Denn das Prozeßgericht muß, weil es den Sequester ein-
setzt und damit das dienstvertragliche Verhältnis zwischen
Partei und Sequester durch Hoheitsakt begründet, auch beru-
fen sein, dieses vertragsähnliche Verhältnis inhaltlich auszu-
gestalten. Es kann demnach Rechte und Pflichten des Seque-
sters festlegen, wozu auch die Festsetzung der Richtlinien für
die Bemessung der Gebühren gehört; ist eine Festlegung der-
artiger Richtlinien – wie hier – nicht erfolgt, muß das Prozeß-
gericht, das in die Stellung des Sequesters auch nachträglich
gestaltend eingreifen kann, auch in der Lage sein, die erforder-
lichen Bestimmungen über die an den Sequester zu zahlenden
Gebühren noch nachträglich zu treffen. Dann kann es ihm
auch nicht verwehrt sein, die Gebühren konkret festzusetzen;
ob daneben auch eine Zuständigkeit des Vollstreckungsge-
richts gegeben ist, kann dahinstehen (vgl. OLG Saarbrücken,
a. a. O., m. w. N.).

Dies gilt auch dann, wenn das Amtsgericht als das Gericht
der belegenen Sache gemäß § 942 Abs. 1 ZPO die einstweilige
Verfügung erlassen hat, da das Amtsgericht der Belegenheit
nur für die Anordnung, die Aufhebung wegen des erfolgten
Ablaufs einer Auflagefrist nach § 942 Abs. 3 ZPO und für ein
Eintragungsersuchen nach § 941 ZPO zuständig ist. Im übri-
gen ist das Gericht der Hauptsache das zuständige Prozeßge-
richt (vgl. Baumbach-Lauterbach-Hartmann, ZPO, 52. Aufl.
1994, § 942, Rz. 1, m. w. N.).

Funktionell zuständig für die Festsetzung der Vergütung
ist jedoch nicht der Rechtspfleger, sondern allein der Richter
(vgl. Baumbach-Lauterbach-Hartmann, a. a. O., § 938,
Rz. 24; OLG Bremen, DGVZ 1993, S. 9).

Die Festsetzung der Vergütung des nach § 938 Abs. 2 ZPO
eingesetzten Sequesters ist kein Geschäft, das dem Rechtspfle-
ger nach dem Rechtspflegergesetz übertragen ist oder übertra-
gen werden kann. Etwas anderes läßt sich insbesondere nicht
dem § 21 Nr. 1 RpflG entnehmen, wonach dem Rechtspfleger
die Festsetzung der Kosten in den Fällen übertragen ist, in
denen die §§ 103 ff. ZPO anzuwenden sind. Die Festsetzung
der Vergütung des vom Prozeßgericht bestellten Sequesters
erfolgt nicht im Rahmen eines Festsetzungsverfahrens nach
den §§ 103 ff. ZPO (LG München, Rpfleger 1951, 320;
Noack, MDR 1967, 168 [169]). Dieses Verfahren würde einen
vollstreckbaren Titel voraussetzen, der nicht vorhanden ist.
Durch die Festsetzung des Vergütungsanspruchs für den Se-
quester wird diesem selbst erst der Titel geschaffen. Die einst-
weilige Verfügung gibt nur dem Gläubiger das Recht, seine
Kosten gegen den Schuldner festsetzen zu lassen.
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Soweit im Schrifttum die Ansicht vertreten wird, zuständig
für die Festsetzung der Vergütung des Sequesters sei nach
§ 20 Nr. 17 RpflG (= § 13 Nr. 14 RpflG 1957) der Rechtspfle-
ger (so Stöber, Forderungspfändung, 7. Aufl., Rdnr. 2039 =
S. 852; Noack, MDR 1967, 168 [170]), werden von dieser er-
kennbar nur die Fälle erfaßt, in denen bei der Pfändung eines
Anspruchs, der eine unbewegliche Sache betrifft, nach § 848 I
ZPO anzuordnen ist, daß die Sache an einen auf Antrag des
Gläubigers vom Amtsgericht der belegenen Sache zu bestel-
lenden Sequester herauszugeben sei. Ein Fall dieser Art liegt
hier jedoch nicht vor. Hier ist der Sequester nicht in einem
Vollstreckungsverfahren, sondern in einem einstweiligen Ver-
fügungsverfahren nach § 938 Abs. II ZPO bestellt worden.

Hat somit die Rechtspflegerin ein Geschäft des Richters
wahrgenommen, das ihr nach dem Rechtspflegergesetz weder
übertragen ist noch übertragen werden kann, so ist das Ge-
schäft unwirksam (§ 8 Abs. 1 Satz 4 RpflG), überdies ihr die-
ses auch nicht durch eine Entscheidung nach § 7 RpflG zuge-
wiesen worden war (§ 8 Abs. 4 Satz 2 RpflG). Ist aber der Be-
schluß unwirksam, war er auf die Beschwerde des Sequesters
aufzuheben (vgl. OLG Frankfurt, a. a. O.).

Die Vergütung des Sequesters ist demzufolge erstmals
durch das Prozeßgericht festzusetzen.

Der Prozeßbevollmächtigte des Verfügungsklägers war als
Sequester eingesetzt. In der einstweiligen Verfügung ist er ein-
deutig als Sequester bezeichnet worden. Es kann dahinstehen,
ob die Bestellung eines Sequesters angezeigt war, weil eine
bloße Wegnahme der Einbauküche und ihre Verwahrung
durch den Gerichtsvollzieher genügt hätte (zur Frage der Er-
stattungsfähigkeit dessen Kosten vgl. OLG Karlsruhe,
DGVZ 1981, S. 20 ff.; OLG Koblenz, DGVZ 1982, S. 27 ff.;
Kammergericht, DGVZ 1986, S. 182 ff.).

Denn in dem Beschluß des Amtsgerichts St. Wendel vom
30. 10. 1991 ist der Prozeßbevollmächtigte des Verfügungs-
klägers in eindeutiger Weise als Sequester und nicht nur als
Verwahrer angesprochen worden. Daß die Wahl des Wortes
„Sequester“ ein offensichtlicher sprachlicher Mißgriff gewe-
sen wäre, der im Wege der Titelauslegung, zu der auch die
Festsetzungsinstanzen befugt sein dürften (Kammergericht,
a. a. O.), ohne weiteres hätte behoben werden können (Her-
ausgabe und Verwahrung), läßt sich nicht zwingend feststellen
(vgl. OLG Saarbrücken, a. a. O.; OLG Koblenz, a. a. O.).

Einer Festsetzung der Vergütung des Sequesters steht
grundsätzlich nicht der zwischen dem Verfügungskläger und
den Verfügungsbeklagten in dem Parallelverfahren 3 0 5009/
91 abgeschlossene Vergleich entgegen. Denn der Festset-
zungsbeschluß stellt einen Titel gegenüber dem Antragsteller
des Verfügungsverfahrens dar (OLG Celle, Rpfleger 1969,
S. 216; OLG Hamburg, Rpfleger 1957, S. 87; OLG Koblenz,
DGVZ 1982, S. 28, m. w. N.), was bereits darin begründet ist,
daß durch die Einsetzung des Sequesters kraft Hoheitsakt ein
vertragliches Verhältnis zwischen Partei und Sequester ge-
schaffen wird (s. o.). Insoweit handelt der Sequester im Inter-
esse des Antragstellers der einstweiligen Verfügung, mit dem
er auch seine Vergütung frei vereinbaren kann, wobei in die-
sem Falle im Verhältnis zwischen dem Antragsteller und ihm
das Gericht nicht die an sich angemessene Vergütung bestim-
men kann.

Gegenüber dem Verfügungsgegner wird durch die Festset-
zung der Vergütung jedoch keine verbindliche Entscheidung
getroffen. Soweit der Verfügungskläger als Antragsteller
möglicherweise einen materiellen Ersatzanspruch gegen den
Verfügungsgegner/die Verfügungsbeklagten hinsichtlich der
Sequesterkosten hat (etwa aus Verzug), kann er diesen einkla-
gen, was hier jedoch dahinstehen kann. Materielle Ansprüche

kann er ohne Titulierung weder im Kostenfestsetzungsverfah-
ren geltend machen noch sind diese im Verfahren auf Festset-
zung der Vergütung zu berücksichtigen (vgl. OLG Koblenz,
a. a. O., m. w. N.).

Was die Höhe der Vergütung des Sequesters anbelangt, gilt
folgendes:

Gesetzliche Richtlinien über die Höhe der einem Sequester
zuzubilligenden Vergütung gibt es nicht. Da zwischen dem
Antragsteller und dem Sequester ein dienstvertragsähnliches
Verhältnis besteht, rechtfertigt das die sinngemäße Anwen-
dung der §§ 675, 612 BGB mit der Folge, daß die „übliche
Vergütung“ festzusetzen ist. Die übliche Vergütung im Sinne
dieser Vorschriften läßt sich der entsprechenden Regelung für
den Zwangsverwalter gemäß § 153 ZVG – im Falle der An-
ordnung nach § 938 Abs. 2 ZPO regelmäßig in Verbindung
mit der Verordnung über die Geschäftsführung und Vergütung
des Zwangsverwalters (VergVO) vom 16. 02. 1970 (BGBl. I
S. 186) – entnehmen, auch wenn die Sequestration nicht nur
Grundstücke betrifft, da die Stellung des Sequesters und des
Zwangsverwalters einander stark angeglichen sind (h. Rspr.,
vgl. statt aller: OLG München, OLGZ 85, S. 371, mit zahlrei-
chen weiteren Nachweisen).

In geeigneten Fällen kann gemäß § 24 VergVO eine Regel-
vergütung gewährt werden. Der vorliegende Fall eignet sich
dafür aber nicht, weil sich die Tätigkeit des Sequesters (fast)
ausschließlich auf die Verwahrung der sequestrierten Sache
beschränkt hat (vgl. OLG Saarbrücken, a. a. O.). Bei – wie
hier – atypischen Fällen sehen §§ 25, 26 VergVO vor, daß
nicht von den in § 24 VergVO festgelegten Vergütungssätzen
auszugehen ist.

Als maßgebend für die Vergütung sieht das Gericht nicht
nur das Ausmaß der Tätigkeit, sondern auch das Maß der Ver-
antwortung des Sequesters an, welches sich nach dem Wert
der sequestrierten Sache sowie nach der zeitlichen Dauer der
übernommenen Verantwortung richtet.

Im Hinblick darauf, daß die verwahrte Einbauküche mit
einem Wert von 20 000,– DM veranschlagt war, die Seque-
stration 63 Tage gedauert hat, einen nennenswerten Verwal-
tungsaufwand nicht mit sich gebracht hat und das Risiko einer
Haftung als nicht hoch eingestuft werden kann, erachtet das
Gericht eine Vergütung von 400,– DM – dies entspricht 2 %
des Wertes des verwahrten Objektes – für angemessen (vgl.
OLG Saarbrücken, a. a. O.; OLG München, a. a. O., m. w. N.;
Stein-Jonas-Grunsky, ZPO, 20. Aufl., 1977 ff., § 938, Rz. 22).

Verwahrungskosten können – entgegen der Auffassung der
Verfügungsbeklagten, grundsätzlich geltend gemacht werden,
da bei einer echten Sequestrationsverfügung die dem Seque-
ster entstehenden Verwahrungs- und Verwaltungskosten
keine Vollziehungskosten darstellen, weil der Sequester keine
staatliche Funktion innehat und sein Rechtsverhältnis zu den
Parteien rein privatrechtlicher Natur ist (s. o.), durch ihn also
keine Zwangsvollstreckung stattfindet (Kammergericht,
a. a. O., S. 184).

Diese sind, da eine gewerbliche Einlagerung bei einem
Spediteur o. ä. nicht stattgefunden hat, nur in der üblichen
Höhe erstattungsfähig. Da mangels entsprechender Angaben
die Größe des tatsächlich genutzten Lagerraumes nicht fest-
steht, erachtet das Gericht unter Heranziehung – der nicht be-
strittenen Dauer – der Verwahrung von 63 Tagen Verwah-
rungskosten in Höhe von 600,– DM für angemessen.

Mithin ist die Vergütung des Sequesters auf insgesamt
1000,– DM festzusetzen.
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§ 938 ZPO; § 195 GVGA

1. Die Tätigkeit des zum Sequester bestellten Gerichtsvoll-
ziehers ist besonders zu vergüten, wobei der Umfang der
insoweit entfalteten Tätigkeit und die durch die Sequestra-
tion übernommene Verantwortung zu berücksichtigen
sind.

2. Der Sequester kann sein Amt niederlegen, wenn der An-
tragsteller es trotz Aufforderung unterläßt, für die entste-
henden Kosten der Sequestration entsprechende Vor-
schüsse zu zahlen.

LG Saarbrücken, Beschl. v. 11. 9. 1995
– 6 O 141/93 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Mit Beschluß vom 25. 3. 1993 wurde angeordnet, daß der
Antragsgegner den streitgegenständlichen PKW Daimler
Benz an den Gerichtsvollzieher als Sequester herauszugeben
habe. Die Sequestrierung des Fahrzeuges ist durch den zustän-
digem Gerichtsvollzieher erfolgt. Er hat das Fahrzeug seit 2. 4.
1993 in Verwahrung. Mit Schreiben vom 2. 3. 1995 hat der
Sequester beantragt, für seine Tätigkeit eine Vergütung festzu-
setzen sowie ihn für den Fall, daß das Verfahren nicht abge-
schlossen ist, von seinem Amt als Sequester zu entbinden.

Für die Sequestration des PKWs ist dem Sequester eine ge-
sonderte Vergütung festzusetzen. Zwar handelt es sich bei der
Einlagerung des PKW entgegen der Formulierung im Be-
schluß vom 25. 3. 1993 nicht um eine Sequestration im eigent-
lichen Sinne, sondern um eine Verwahrung. Sequestration
würde nämlich voraussetzen, daß zu der Verwahrung eine
Verwaltungstätigkeit hinzukommt, was hier jedoch nicht der
Fall war, da es sich nur um die Sicherung des Herausgabean-
spruchs gehandelt hat. Der antragstellende Gerichtsvollzieher
weist aber zu recht daraufhin, daß unabhängig von der Frage,
ob Sequestration oder Verwahrung nach Lage der Sache ange-
messen war, in dem genannten Beschluß eine Sequestration
angeordnet wurde, so daß der dieser Anordnung folgende Ge-
richtsvollzieher auch als Sequester entschädigt werden muß
(OLG Stuttgart, DGVZ 94, 87; LG Offenburg, DGVZ 90, 11).

Die Höhe der Vergütung, die im Fall der Sequestration von
dem Prozeßgericht, daß den Sequester bestellt hat, festzuset-
zen ist (Zöller/Vollkommer, § 938 Rd. 10) orientiert sich an
den für den Zwangsverwalter bzw. Vergleichsverwalter gel-
tenden Bestimmungen. Dabei ist allerdings zu beachten, daß
eine Bemessung der Vergütung allein nach dem Wert der se-
questrierten Sache hier nicht zu sachgerechten Ergebnissen
führt, weil im vorliegenden Fall eine über das Einlagern hin-
ausgehende Verwaltungstätigkeit des antragstellenden Ge-
richtsvollziehers nicht erforderlich war. Maßgebend ist dem-
zufolge der Umfang der vom Sequester entfalteten Tätigkeit
und die von ihm übernommene Verantwortung.

Unter Berücksichtigung dieser Grundsätze erscheint im
vorliegenden Fall eine Vergütung von 1500,– DM angemes-
sen. Dabei war zunächst die Dauer der Sequestration mit nun-
mehr mehr als zwei Jahren zu berücksichtigen, ferner die Tat-
sache, daß der Sequester mit den Parteien wegen der Lagerko-
sten und des Erfordernisses einer Wartung des Fahrzeuges in
nicht unerheblichem Umfang korrespondieren mußte. Bei
einem Stundensatz von 20,– DM/Stunde entspricht dies einem
Zeitaufwand von insgesamt 75 Stunden verteilt über einen
Zeitraum von zwei Jahren, was als angemessen zu betrachten
ist.

Auch dem Antrag auf Entbindung von dem Amt des Se-
questers war stattzugeben; anders als die Verwahrungstätig-
keit gehört die Tätigkeit als Sequester nicht zu den Dienst-

pflichten des Gerichtsvollziehers, so daß der Gerichtsvollzie-
her zwar nicht die Aufhebung der Sequestration verlangen
kann, er kann jedoch sein Amt niederlegen (Zöller/Vollkom-
mer, § 938 Rd. 11). Anhaltspunkte dafür, daß die Niederle-
gung des Amtes zur Unzeit oder aus sachfremden Gründen er-
folgt, sind nicht ersichtlich; der Sequester hat – von den Par-
teien unwidersprochen – darauf hingewiesen, daß er einen
Vorschuß für die erforderliche Wartung des Fahrzeugs ange-
fordert hat, dieser sei jedoch nicht eingezahlt worden; ebenso
bestehe ein Lagerkostenrückstand. Auf Zahlungsaufforderun-
gen hätten die Parteien auch insoweit nicht reagiert. Unter die-
sen Umständen ist der antragstellende Gerichtsvollzieher be-
rechtigt, sein Amt als Sequester niederzulegen.

§§ 804, 825 ZPO; § 1227 BGB; § 141 GVGA

Werden Pfandgegenstände im Wege der anderweitigen
Verwertung aufgrund gerichtlicher Anordnung durch
einen Auktionator versteigert, so müssen die Gläubiger
ihre Ansprüche gegen diesen privatrechtlich geltend ma-
chen, falls der Auktionator keine Abrechnung erteilt und
den Erlös nicht abführt.

AG Cham, Zweigst. Furth i. W., Beschl. v. 28. 7. 1995
– 6 M 63/94 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

Das Vollstreckungsgericht hatte mit Beschluß vom 31. 01.
1994 die anderweitige Verwertung der durch den Gerichts-
vollzieher gepfändeten Gegenstände durch freihändigen Ver-
kauf unter Zuziehung des Auktionators … und unter Beach-
tung von § 817 a ZPO gemäß § 825 ZPO angeordnet. Unab-
hängig davon, in welcher Art und Weise der Auktionator …
Kenntnis von dieser Anordnung erlangt hat, dies ist im vorlie-
genden Fall bisher nicht hinreichend geklärt, ist in einem der-
artigen Fall das Vollstreckungsgericht oder die Vollstrek-
kungsbehörde Auftraggeber eines Privatmannes, hier des
Auktionators … (vgl. dazu BGHZ, Band 119, Seite 75 ff.).
Dieser wird bei der ihm übertragenen Versteigerung oder frei-
händigen Veräußerung nicht etwa für den Gerichtsvollzieher
hoheitlich, sondern aufgrund des ihm erteilten Auftrags privat-
rechtlich tätig (vgl. BGH a. a. O.). Dementsprechend besteht
für die Beteiligten grundsätzlich nur die Möglichkeit, privat-
rechtlich gegen den beauftragten Auktionator vorzugehen.

Danach stellt sich die Frage, wer diesbezügliche Ansprü-
che, hier auf Rechnungslegung und Herausgabe des Erlöses,
gegenüber dem Auktionator geltend zu machen hat. In Be-
tracht kommen grundsätzlich sämtliche Beteiligte, also die
Gläubiger, der Schuldner, sowie die beteiligten staatlichen
Vollstreckungsorgane. Für das Verhältnis der möglichen An-
spruchssteller untereinander ist von dem allgemeinen Grund-
satz auszugehen, daß ohne eine besondere gesetzliche oder
vertragliche Regelung, die hier insoweit nicht vorliegt, jeder
Beteiligte grundsätzlich selbst seine ihm zustehenden Ansprü-
che geltend zu machen hat und nur dann gegenüber einem der
übrigen Beteiligten einen Anspruch auf dessen Tätigwerden
hat, wenn er selber aufgrund der materiellen Rechtslage nicht
berechtigt bzw. in der Lage ist, die jeweiligen Ansprüche
gegen den Auktionator geltend zu machen. Wenn der jeweilige
Anspruchssteller selbst die Möglichkeit hat, gegen den beauf-
tragten Auktionator vorzugehen ist kein schutzwürdiges Inter-
esse ersichtlich, warum er einen Anspruch gegen einen der üb-
rigen Beteiligten haben soll, daß dieser anstatt seiner tätig wird.

Die Anwendung dieser Grundsätze auf den vorliegenden
Fall ergibt, daß die Erinnerungsführerin gegenüber dem zu-
ständigen Gerichtsvollzieher keinen Anspruch hat, daß dieser
gegenüber dem Auktionator tätig wird, weil sie aufgrund der
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materiellen Rechtslage selbst in der Lage ist, die diesbezügli-
chen Ansprüche geltend zu machen.

Durch eine Pfändung erwirbt der Gläubiger nämlich unter
anderem ein Pfandrecht an den gepfändeten Gegenständen,
§ 804 Abs. I ZPO. Bei einer Versteigerung oder einem Ver-
kauf der gepfändeten Sache im Wege der Zwangsvollstrek-
kung tritt der bare Versteigerungserlös an die Stelle der veräu-
ßerten Sache (Surrogationsgrundsatz). Die an der veräußerten
Sache erloschenen Rechte setzen sich am Erlös fort, so insbe-
sondere auch das Gläubigerpfandrecht. Gegen Beeinträchti-
gungen seines Pfandrechts ist der Pfandgläubiger nach § 1227
BGB geschützt. Er hat nach dieser entsprechend anwendbaren
Vorschrift die Ansprüche eines beeinträchtigten Eigentümers.
Er kann u. a. auch Herausgabe der Sache, jedoch nur an den
Gerichtsvollzieher (vgl. hierzu Zöller, ZPO, 19. Aufl., § 805
ZPO, Rd.Nr. 10), fordern. Danach hat auch die Erinnerungs-
führerin als Gläubigerin die Möglichkeit, die Ansprüche auf
Rechnungslegung (§ 259 BGB), sowie den Anspruch auf Her-
ausgabe des Erlöses an den Gerichtsvollzieher geltend zu ma-
chen bzw. durchzusetzen.

Aufgrund dieser Rechtsposition steht der Erinnerungsfüh-
rerin kein Anspruch zu, daß der Gerichtsvollzieher in der mit
der Erinnerung beantragten Art und Weise gegenüber dem
Auktionator tätig wird. Es bedarf deshalb auch keiner ab-
schließenden Erörterung der Frage, ob und inwieweit die staat-
lichen Vollstreckungsorgane tatsächlich die Möglichkeit
haben, die Ansprüche auf Rechnungslegung und Herausgabe
des sich hieraus ergebenden Erlöses gegen den beauftragten
Auktionator selbst durchzusetzen.

§§ 52, 56, 171, 765 a ZPO; § 104 BGB; § 104 GVGA

Hat der Gerichtsvollzieher ernsthafte Zweifel an der Pro-
zeßfähigkeit des Schuldners, so handelt er rechtmäßig,
wenn er von Vollstreckungsmaßnahmen absieht, solange
der Schuldner nicht ordnungsgemäß vertreten ist.

AG Ehingen, Beschl. v. 5. 5. 1995
– M 636/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Die Gläubigerin betreibt gegen den Schuldner die
Zwangsvollstreckung hinsichtlich einer Hauptforderung in
Höhe von 4979,95 DM aus dem Vollstreckungsbescheid des
Amtsgerichts Hagen vom 21. 10. 1994. Nachdem der Ge-
richtsvollzieher zunächst Pfändung durchgeführt hatte und
Versteigerung erfolgt war, wurden an den Bevollmächtigten
der Gläubigerin 1035,77 DM überwiesen.

In der Folgezeit hat der zuständige Gerichtsvollzieher die
weitere Zwangsvollstreckung abgelehnt (zuletzt mit Schrei-
ben vom 28. 3. 1995) mit der Begründung, der Schuldner sei
offensichtlich und für jedermann erkennbar nicht prozeßfähig,
weshalb eine Zustellung als Voraussetzung der Zwangsvoll-
streckung niemals hätte erfolgen dürfen. Weiter führt der Ge-
richtsvollzieher aus, der Schuldner sei seines Erachtens nicht
in der Lage, selbständig zu entscheiden, ob er gegen die
Zwangsvollstreckung Einwendungen geltend machen wolle.

Hiergegen richtet sich die Erinnerung der Gläubigerin, die
darauf abstellt, daß es auf die Prozeßfähigkeit des Schuldners
nicht ankomme, wenn eine Pfändung als rangwahrender Zu-
griff erfolgt; eventuell notwendige Bestellung eines Betreuers
müsse erst im Zusammenhang mit der Pfandverwertung statt-
finden.

Der Gerichtsvollzieher erhielt Gelegenheit zur dienstlichen
Äußerung. Darin hat er die für eine Prozeßunfähigkeit spre-

chenden Anzeichen näher geschildert und sich weiterhin auf
den Standpunkt gestellt, es obliege ihm, die Prozeßfähigkeit
zu prüfen, sofern ihm dies nicht durch das Prozeßgericht abge-
nommen worden ist.

II. Der Rechtsbehelf ist gemäß § 766 Abs. 2 ZPO zulässig,
hat in der Sache jedoch keinen Erfolg.

Das Gericht teilt die Auffassung des Gerichtsvollziehers,
wonach die Prozeßfähigkeit des Schuldners als Verfahrens-
voraussetzung auch in der Zwangsvollstreckung ständig gege-
ben sein muß (vgl. Zöller/Stöber, ZPO, 19. Aufl., vor § 704,
Randziffer 16). Hieraus ist zwingend abzuleiten, daß es dem
Gerichtsvollzieher als Vollstreckungsorgan obliegt, diese Ver-
fahrensvoraussetzung zu beachten und zu prüfen.

Ausgehend von dieser Prämisse besteht eine solche Prü-
fungspflicht jedenfalls dann, wenn aufgrund der Besonderhei-
ten des zugrundeliegenden Erkenntnisverfahrens zuvor zu kei-
nem Zeitpunkt die Prozeßfähigkeit geprüft oder auch nur pro-
blematisiert worden ist. Dies ist vorliegend der Fall, nachdem
die Gläubigerin aus einem Vollstreckungsbescheid die
Zwangsvollstreckung betreibt, so daß erstmals im Rahmen des
Vollstreckungsverfahrens eine Beurteilung der Verfahrens-
voraussetzungen möglich und damit auch vorzunehmen ist.

Der Einwand der Gläubigerin, die Pfändung als solche
müsse generell – unabhängig von der Prozeßfähigkeit des
Schuldners – durchgeführt werden, um ihre rangwahrende
Wirkung zu entfalten, vermag jedenfalls dann nicht zu über-
zeugen, wenn der Schuldner nicht einmal in der Lage ist, die
Bedeutung der Pfändung sowie die Möglichkeit, diese durch
Widerspruchseinlegung zu verhindern, zu erkennen. Ein sol-
cher Fall liegt indes offensichtlich vor.

Das Gericht hält daher die Auffassung des Gerichtsvollzie-
hers für nicht zu beanstanden und teilt diese.

Die Erinnerung war daher zurückzuweisen.

Anmerkung der Schriftleitung:

Siehe auch die gleichlautende Entscheidung des AG Saar-
brücken, DGVZ 1994, S. 141, sowie H. Schneider, DGVZ 1987,
S. 52.

§§ 727, 750 Abs. 2 ZPO; § 77 GVGA

Soll die aufgrund öffentlich-beglaubigter Urkunden erteil-
te Rechtsnachfolgeklausel zugestellt werden, so sind die
der Klauselerteilung zugrundeliegenden Urkunden eben-
falls zuzustellen und zwar mit ihrem vollständigen Wort-
laut.

AG Schöneberg, Beschl. v. 14. 6. 1995
– 35 M 7024/95 –

A u s  d e n  G r ü n d e n :

I. Die Gläubigerin wendet sich mit ihrer Erinnerung gegen
die Weigerung des Gerichtsvollziehers, dem Schuldner für die
Einleitung der Zwangsvollstreckung erforderliche Urkunden
zuzustellen.

Der Gläubigerin ist am 20. Februar 1995 eine mit der
Rechtsnachfolgeklausel versehene Ausfertigung des von der
ursprünglichen Titelgläubigerin gegen den Schuldner erwirk-
ten Vollstreckungsbefehls des Amtsgerichts Wangen im All-
gäu vom 6. Juli 1972 – Geschäftsnummer: B 799/72 – erteilt
worden, in der es heißt: „Die Rechtsnachfolge ist durch öffent-
lich-beglaubigten Kaufvertrag vom 29. 1. 1992 (UR. Nr. …
des Notars …) nachgewiesen.“ Mit Schreiben vom 23. Febru-
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ar 1995 beauftragte die Gläubigerin den Gerichtsvollzieher
mit der Zustellung an den Schuldner sowohl der Rechtsnach-
folgeklausel als auch einer Abschrift des besagten notariell be-
glaubigten Kaufvertrages, in dem es heißt, daß „mit Abschluß
des Kaufvertrages sämtliche Ansprüche aus den Titeln auf den
Käufer übergehen“ und dessen Urschrift, in der der Kaufpreis-
betrag geschwärzt war, sie dazu überreichte, sowie mit der an-
schließenden Vornahme der Zwangsvollstreckung. Das Pro-
zeßgericht hatte die insofern unkenntlich gemachte Urkunde
für den Rechtsnachfolgenachweis genügen lassen.

Der Gerichtsvollzieher lehnte die Ausführung unter Hin-
weis auf § 750 Abs. 2 ZPO, wonach er zur Herbeiführung der
Vollstreckungsreife nur unverfälschte Urkunden zuzustellen
habe, als mit seinen Amtspflichten unvereinbar ab.

Die Gläubigerin meint, daß die Kaufpreisangabe für den
Schuldner keinerlei rechtliche Bedeutung habe und für die
Rechtsnachfolge irrelevant sei, und beantragt, den Gerichts-
vollzieher anzuweisen, auftragsgemäß fortzufahren.

II. Die Erinnerung der Gläubigerin ist zulässig, denn sie
richtet sich gegen die Weigerung des Gerichtsvollziehers, die
der Vorbereitung der Zwangsvollstreckung dienende Zustel-
lung einer Abschrift des notariellen Kaufvertrages an den
Schuldner durchzuführen, § 766 Abs. 2 ZPO; sie ist aber un-
begründet.

Denn soll ein Titel, der – wie hier – nach § 727 ZPO für die
Rechtsnachfolgerin des ursprünglichen Gläubigers wirksam
ist, für diese vollstreckt werden, so muß nach § 750 Abs. 2
ZPO außer dem zu vollstreckenden Titel auch die ihm beige-
fügte Vollstreckungsklausel und, sofern die Klausel aufgrund
öffentlicher oder öffentlich beglaubigter Urkunden erteilt ist,
auch eine Abschrift dieser Urkunden vor Beginn der Zwangs-
vollstreckung zugestellt sein oder gleichzeitig mit ihrem Be-
ginn zugestellt werden. Diese Voraussetzungen sind hier je-
doch nicht erfüllt, denn die zu Zustellungszwecken von der
vorgelegten notariellen Urkunde zu fertigende beglaubigte
Abschrift würde nicht authentisch den Erklärungsinhalt bei
deren Errichtung wiedergeben, weil der Kaufpreisbetrag nach-
träglich geschwärzt worden ist.

Ob den unkenntlich gemachten Textpassagen für den
Schuldner theoretisch Bedeutung zukommen könnte, ist dabei
irrelevant. § 750 Abs. 2 ZPO soll gewährleisten, daß der Voll-
streckungsschuldner zuverlässige Kenntnis davon erhält, auf-
grund welcher Unterlagen die Titelumschreibung erfolgt ist.
Die Vorschrift räumt nicht dem Vollstreckungsgericht, son-
dern unmittelbar dem Schuldner die Möglichkeit der Urkun-
denprüfung ein. Nur er kann sehen, was für eine etwaige
Rechtsverfolgung wesentlich ist. Die Zustellung soll gewähr-
leisten, daß der Schuldner anhand der ihm zugestellten Urkun-
den sich zuverlässig über die Person des Gläubigers, die Natur
des Anspruchs und über die förmlichen Grundlagen der bevor-
stehenden Zwangsvollstreckung informieren kann. Indem sie
so den Schuldner in die Lage versetzt, die Rechtmäßigkeit der
Vollstreckung nachzuprüfen und etwaige Einwendungen
gegen diese durch Rechtsbehelfe geltend zu machen, dient die
Zustellung der Verwirklichung des rechtlichen Gehörs in der
Zwangsvollstreckung (Münchener Kommentar zur ZPO/Ar-
nold, § 750 Rn. 9). Dazu muß die zugestellte Urkundsabschrift
indes vollständig sein (vgl. OLG Hamm, Rpfleger 1994, 173;
LG Berlin, Rpfleger 1966, 21, 22; Stein/Jonas, ZPO,
21. Aufl., § 750 Rn. 40; Thomas/Putzo, ZPO, 18. Aufl., § 750
Rn. 17). Die gesonderte Zustellung einer Abschrift ist erst und
nur dann entbehrlich, wenn der Wortlaut der Urkunde voll-
ständig in der zugestellten Klausel selbst wiedergegeben ist
(Münchener Kommentar zur ZPO/Arnold, § 750 Rn. 78; a. A.
LG Berlin a. a. O.).

Vorliegend eine geschwärzte Urschrift der Urkunde als
Grundlage für die zu fertigende und zuzustellende Abschrift
genügen zu lassen, ist nicht geboten.

Denn das Verfahren, durch das ein titulierter Anspruch
durch einen staatlichen Eingriff in die Rechtssphäre des
Schuldners verwirklicht wird, ist grundsätzlich öffentlich-
rechtlicher Natur. Deshalb sind die Vorschriften des 8. Buches
der ZPO über die Zwangsvollstreckung, und damit auch § 750
Abs. 2 ZPO, zwingendes Recht, das eine „Aufweichung“ der
darin enthaltenen streng formellen, d. h. typisierten Regeln
von vornherein verbietet (OLG Frankfurt, Rpfleger 1977, 416;
LG Berlin, DGVZ 1964, 107 f.). Diese unausweichlichen For-
malien dienen dazu, eine gewisse Gewähr dafür zu bieten, daß
der zu vollstreckende Anspruch und das Recht zur Vollstrek-
kung dieses Anspruchs bestehen, was im Vollstreckungsver-
fahren ja nicht mehr geprüft wird. Diese zuweilen (so vom
OLG Jena in JW 1934, 1866) als lebensfremde Förmelei ge-
ziehenen Grundsätze zu durchbrechen, hieße, den Rechts-
schutz des am Klauselerteilungsverfahren nicht (notwendig)
beteiligten Schuldners, dem zur ohnehin nur anschließenden
Wahrung seiner Belange Rechtsbehelfe nach §§ 732, 768, 797
ZPO eröffnet sind, sachwidrig zu verkürzen. Mit der Zustel-
lung wird der Schuldner akut und konkret mit dem neuen
Gläubiger konfrontiert. Das gibt ihm ein Recht auf Einsicht in
den vollen Wortlaut der Urkunden, aufgrund deren der Rechts-
pfleger die Vollstreckungsklausel gegen ihn erteilt hat (vgl.
Stöber, Rpfleger 1966, 22).

Daran ändert auch die Verbindung von Verpflichtungs-
und Verfügungsgeschäft, also von Kaufvertrag und Forde-
rungsabtretung in der hiesigen Urkunde nichts. Denn für die
Erteilung der Rechtsnachfolgeklausel ist der Rechtsgrund der
Rechtsnachfolge unerheblich (vgl. Thomas/Putzo, a. a. O.,
§ 727 Rn. 10), wichtig ist allein der förmliche Nachweis des
Rechtsübergangs. Verbinden Rechtsvorgänger und Rechts-
nachfolger beide Geschäfte aber ineiner öffentlich beglaubig-
ten Urkunde, so ist diese im ganzen Grundlage für die Klausel-
erteilung und muß deshalb auch vollinhaltlich dem Schuldner
in Abschrift nach § 750 Abs. 2 ZPO zugestellt werden. Hätte
die hiesige Gläubigerin verhindern wollen, daß Dritte von dem
Entgelt des globalen Forderungsverkaufs Kenntnis erhalten,
so hätte sie vorliegend nur das Grundgeschäft von dem Erfül-
lungsgeschäft urkundlich trennen und aufgrund der öffentlich
beglaubigten Urkunde letzterens die Erteilung der qualifizier-
ten Klausel betreiben zu brauchen. Das ist indes nicht gesche-
hen, kann aber von der Gläubigerin nachgeholt werden, wenn
sie weiter Wert darauf legt.

Anmerkung der Schriftleitung:

Aus der Entscheidung ergibt sich, daß das Prozeßgericht
bei Erteilung der Rechtsnachfolgeklausel die teilweise unle-
serlich gemachte Urkunde als ausreichend angesehen hat. Da
nach § 750 Abs. 2 ZPOdie Urkunden mit zuzustellen sind, auf-
grund deren die Rechtsnachfolgeklausel erteilt wurde, hätte
die Zustellung erfolgen und es dem so in Kenntnis gesetzten
Schuldner überlassen werden müssen, ob er gegen die Ertei-
lung der Rechtsnachfolgeklausel gem. § 732 ZPO vorgeht.
Siehe auch AG Ludwigsburg, DGVZ 1994, S. 46, nebst An-
merkung.

DGVZ-Einbanddecken liefert:

Fa. büro actuell Lucke

Hauptstraße 200 / Postfach 20 03 42

44649 Herne 2
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■ B U C H B E S P R E C H U N G E N

Weißmann – Riedel, Handbuch der internationalen Zwangsvoll-
streckung. Effiziente Durchführung der Zwangsvollstreckung deut-
scher und ausländischer Vollstreckungstitel mit Mustern, Checklisten
und praxisnahen Arbeitshilfen. Herausgeber:Heinz Weißmann/Ernst
Riedel. 2 Bände DIN A 5, ca 1800 Seiten, Verlag RECHT UND PRA-
XIS GmbH, Römerstraße 4, 86438 Kissing, Stand Mai 1995, 218,–
DM.

Der Ausbau des Binnenmarktes der Europäischen Gemeinschaft, die
Ausdehnung der Wirtschaftsbeziehungen nach Osteuropa und den
asiatischen Raum erfordern bei den Beteiligten auch erweiterte Kennt-
nisse über die Möglichkeit der Geltendmachung und Realisierung von
Ansprüchen im internationalen Bereich. Diesem Bedürfnis trägt das
vorliegende Werk Rechnung, dessen Loseblattform die laufende Er-
weiterung und Aktualisierung vorsieht.

Band 1 enthält einen Überblick über Bedeutung und Entstehung des
Europäischen Übereinkommens über die gerichtliche Zuständigkeit
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen – EuGVÜ – sowie den Text desselben und die hierzu
vorhandenen Beitrittsübereinkommen, Berichte, Auslegungsproto-
kolle nebst den nationalen Ausführungsgesetzen u. a.. Weiter enthält
er Ausführungen und Hinweise zu europäischen und außereuropäi-
schen Legalisationsabkommen und bestehenden Anerkennungs- und
Vollstreckungsverträgen. Schließlich ist ein weiterer Abschnitt des
Bandes 1 den Rechtsgrundlagen und dem Procedere des internationa-
len Mahnverfahrens gewidmet; ein diesbezüglicher Formularanhang
ist beigegeben.

Band 2 enthält einen besonderen Länderteil, der sich nach dem derzei-
tigen Stand auf die Länder Belgien, Dänemark, Frankreich, Italien,
Luxemburg, Niederlande, Österreich, Polen, Schweiz, Türkei und Un-
garn erstreckt. Bei jedem Land enthält die Darstellung zunächst einen
Abriß über Land und Leute, Wirtschaft, Währung, Staatsaufbau und
Gerichtsverfassung. Dieser folgen Darlegungen und rechtliche Grund-
lagen für die Geltendmachung bzw. Anerkennung eines deutschen Ti-
tels in dem jeweiligen Land sowie eine Darstellung des dort gegebe-
nen Vollstreckungsverfahrens, die zugleich zeigt, wie unterschiedlich
die Organisation und Zuständigkeit der Vollstreckungsorgane geregelt
ist. Zu jedem Land enthält ein Anhang nützliche Adressen, wie z. B.
Gerichte, Botschaften, Handelskammern oder deutschsprachige
Rechtsanwälte.

Trotz der zahlreichen Vollstreckungsübereinkommen und -vereinba-
rungen bleibt die Vollstreckung im Ausland zumeist ein dornenreicher
Weg. Dabei ist eine aktuelle Darstellung und Sammlung der bestehen-
den Grundlagen, wie sie das vorliegende Werk bietet, unentbehrlich.

Berichtigung:

Weißmann – Riedel,Aktuelle Muster und Entscheidungshilfen zur
Zwangsvollstreckung – Arbeitshandbuch für die anwaltliche Voll-
streckungspraxis.

Die Buchbesprechung in DGVZ 1995, S. 176, wird dahin berichtigt,
daß die Anschrift des Verlages wie folgt lautet:

VERLAG RECHT UND PRAXIS, Römerstr. 4, 86438 Kissing.
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